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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A2NEU Immer besser statt immer mehr: Reisen nachhaltig machen

Gremium: Landesausschuss
Beschlussdatum: 12.12.2020

Die Corona-Pandemie ist eine Zasur fir den Tourismus. Die Tourismusbranche in
Deutschland und in Bayern ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. 2019 vermeldete
der Tourismus das zehnte Rekordjahr in Folge. Die wirtschaftlichen Einschnitte
infolge der Pandemie sind nun aber dramatisch: Die UmsatzeinbuBen der Branche
gehen in die Milliarden. Unzahlige touristische Unternehmen haben bereits
aufgegeben oder sind in existentieller Not. Tausende insbesondere geringfiigig
Beschaftigte haben ihre Arbeitsstellen verloren, hunderttausende Beschaftigte
sind in Kurzarbeit. Auch wenn es einzelne Lichtblicke gibt — beispielsweise in
der Campingbranche — ist klar: Die Tourismusbranche insgesamt wird sich nach der
monatelangen Corona-bedingten Zwangspause nicht schnell erholen. Notwendige
HygienemalBnahmen erlauben fir viele nur ein eingeschranktes Angebot — auf nicht
absehbare Zeit. Es ist auch v6llig offen, wann auslandischen Gaste, eine fir
viele Destinationen und touristische Angebote wichtige Gruppe, wieder in
gewohnter Anzahl einreisen werden.

Deswegen waren und sind die umfassenden Corona-Hilfen des Bundes und des
Freistaats zwingend notwendig, um die Tourismusbranche in der dramatischen
Situation des Pandemie-bedingten Shutdowns zu unterstiitzen und
Verbraucher*innen, Tourismusunternehmen und Reiseregionen zu entlasten. Wir
Grine setzen uns sogar fiir weitergehende finanzielle Hilfen fir den Tourismus
ein, beispielsweise durch zusatzliche Unterstiitzung fir Solo-Selbststandige oder
in Form eines Rettungsfonds, der zundchst aus Bundesmitteln finanziert und nach
der Krise von den unterschiedlichen touristischen Unternehmen wieder gefillt
werden soll. Von dieser passgenauen Losung wirden insbesondere Reisebiiros und
Reiseveranstalter profitieren, die in den letzten Monaten nicht nur ausbleibende
Provisionen, sondern sogar einen negativen Cashflow beklagten. Klar ist fir uns
aber auch: Die Corona-Hilfen sind kein Freifahrtschein fiir ein ,Weiter so“.

Trotz der verheerenden wirtschaftlichen Auswirkungen ist die Corona-Pandemie
auch eine Chance fir den Tourismus. Als beliebtestes Bundesland bei inlandischen
und auslandischen Tourist*innen hat Bayern vor der Pandemie mit 20 Prozent den
groten Anteil zur touristischen Wertschépfung in Deutschland beigetragen. Wir
wollen, dass die Tourismusbranche in Bayern zu dieser Starke zurickkehrt — wenn
auch auf einem anderen Weg. Der wochenlange Shutdown hat Einheimischen auch den
Unterschied ihrer Heimat mit und ohne massenhaften Tourismus deutlich vor Augen
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gefuhrt und so den Wunsch nach einem sanften und soziokulturell vertraglichen
Tourismus verstarkt. Gleichzeitig entdeckten viele Menschen die Schatze der
Natur und suchten Ruhe und Erholung ,daheim” statt in der Ferne. Jetzt kénnen
die Weichen neu gestellt werden — weg von ,immer mehr“ und einem einseitigen
Fokus auf Ubernachtungsrekorde hin zu einem nachhaltigen Tourismus. Uns geht es
um ganzjahrige Auslastung von Infrastruktur statt kurzzeitiger Spitzen. Uns geht
es um ein gesundes Miteinander von Mensch und Natur, von Einheimischen und
Besucher*innen.

Der Tourismus braucht einen Paradigmenwechsel. Freizeit, Erholung und Urlaub
sind Uberaus wichtig. Reisen entspannt nicht nur. Es bildet auch. Die Menschen
wollen raus aus den eigenen vier Wanden, sie wollen an die frische Luft, sich
erholen und neue Energie tanken und sie wollen Neues und Anderes entdecken.
Tourismus darf aber nicht auf Kosten von Mensch, Natur und Klima gehen. Der
bayerische Tourismus ist nur dann zukunftsfahig, wenn er Akzeptanz vor Ort
schafft und unsere Regionen starkt. Wir brauchen einen Wandel zum sanften,
nachhaltigen Tourismus, der die 6kologischen, 6konomischen und sozialen
Auswirkungen beriicksichtigt. Ressourcenschonung, lokale Wertschépfung und faire
Arbeitsbedingungen missen die Grundpfeiler eines zukunftsfahigen Tourismus sein.

Tourismus in die Breite tragen und Akzeptanz vor Ort schaffen

Bisher wird touristischer Erfolg an der Quantitat gemessen. Immer weiter
steigende Ankunfts- und Ubernachtungszahlen werden als Erfolge verbucht. Doch
die Zunahme von Konflikten, besonders an touristischen Hotspots in den Stadten
und im Alpenraum, zeigt: Steigende Gastezahlen sind nicht alles.

Statt dieser Konflikte wollen wir den Tourismus in die Breite tragen. Bayern ist
vielfaltig und bietet viele schdne Ecken! Wir kénnten das touristische Potential
vor Ort viel besser nutzen. Dabei hilft eine kluge Besucher*innenlenkung, die
den Tourismus entzerrt und den Fokus auf alternative Reiseziele und weniger
bekannte Sehenswiirdigkeiten in der Region lenkt. Wir sollten die Menschen dazu
ermutigen, weniger haufig, dann aber langer zu verreisen. Genuss und Erholung
statt hektischer Kurztrips.

Ein in die Breite getragener, nachhaltiger Tourismus starkt unsere Regionen und
schafft lokale Wertschdépfung, auch in strukturschwachen und landlichen Regionen.
Denn nachhaltiger Tourismus starkt die einheimische Produktion, die regionale
Kultur und unterstitzt lokale Unternehmen. Hotels und Unterkinfte kdnnen ihre
Lebensmittel regional beziehen, Reisende kdénnen die Veranstaltungen der
ortsansassigen Vereine besuchen, Souvenirgeschafte kénnen die Produkte des
lokalen Handwerks verkaufen.

Gleichzeitig brauchen auch die lokalen, kleinen und mittelstandischen
Tourismusunternehmen Unterstitzung, etwa wenn es darum geht, Barrierefreiheit
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auszubauen, oder auch bei der Digitalisierung. Digitalisierte Prozesse kénnen
nicht nur dazu beitragen, Blrokratieaufwand zu senken, sondern auch eine
gezielte Besucher*innenlenkung erméglichen, die Wertschdépfung optimieren und
somit touristische Destinationen zukunftssicher machen. Wir missen auch
diejenigen gezielt starken, die hdufig unter dem Radar bleiben, aber so wichtig
fir die touristischen Strukturen in unseren Regionen sind: Zum Beispiel
Jugendherbergen, Schullandheime oder Gastefihrer*innen. Fir den Wandel zum
nachhaltigen Tourismus sind finanziell gut ausgestattete und handlungsstarke
Kommunen ausschlaggebend. Denn nur gut ausgebaute Freizeit- und Kulturangebote
wie Schwimmbader, Parkanlagen, Museen und Theater in unseren Stadten und
Gemeinden steigern die Attraktivitat alternativer Reiseziele abseits der
Tourismus-Hotspots, und gleichzeitig profitieren auch die Birger*innen in den
Regionen.

Nachhaltiger Tourismus wird vor Ort akzeptiert. Er figt sich harmonisch in die
bestehenden Strukturen ein und zwingt sich Einheimischen nicht auf. Nachhaltiger
Tourismus fordert das Miteinander zwischen Einheimischen und Reisenden. Beide
Gruppen profitieren voneinander. Nachhaltiger Tourismus steigert die
Lebensqualitat der Einheimischen. Deswegen ist es nur der erste Schritt, den
Tourismus in die Breite zu tragen. Insbesondere fur Tourismus-Hotspots ist es
wichtig, wirksam zu verhindern, dass knapper Wohnraum zu Ferienwohnungen
zweckentfremdet und somit weiter reduziert wird.

Auch die Beschaftigten in der Tourismusbranche, insbesondere im Hotel- und
Gastgewerbe, dirfen nicht vergessen werden, wenn es darum geht, Tourismus vor
Ort zu akzeptieren und die Lebensqualitat der Einheimischen zu steigern. Die
Beschaftigten brauchen faire Arbeitsbedingungen und ausreichend bezahlbaren
Wohnraum. Neben sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungen und angemessenen
Léhnen muss auch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie erméglicht werden —
trotz herausfordernder Arbeitszeiten.

Umweltfreundliche Mobilitat fordern und Ressourcen schonen

Nachhaltiger Tourismus ist umweltschonend — bei der An- und Abreise sowie der
Mobilitat vor Ort. Umweltfreundliche touristische Mobilitat ist bequem,
preisginstig und verlasslich. Fir eine umweltfreundliche An- und Abreise muss
das Nachtzugnetz wiederbelebt und europaisch ausgebaut werden. Die Reisenden in
Bayern sollen nicht auf ein eigenes Auto angewiesen sein — weder in der Stadt
noch im landlichen Raum. Deswegen brauchen wir eine nahtlose Verknipfung von
Schienenfernverkehr und Fernbus, Fahrrad, offentlichem Nahverkehr und neuen
Mobilitatsangeboten. Wir Grine wollen, dass der Freistaat beim Regionalverkehr
auf der Schiene touristische Bedarfe starker bericksichtigt. Und wir fordern,
Kommunen bei der Erarbeitung und Umsetzung passender, umweltfreundlicher
Mobilitatslésungen zu unterstitzen. Dazu gehdren ein zuverlassiger Nah- und
Fernverkehr, Sharing-Angebote wie Leihrader, E-Roller und E-Autos — nicht nur in
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115 Ballungszentren, sondern insbesondere im landlichen Raum. Gut ausgebaute
116 Mobilitatsangebote sind entscheidend, wenn Menschen das Auto stehen lassen und
trotzdem neue Orte in Bayern entdecken wollen.

117 Attraktiver o6ffentlicher Nahverkehr ist zeitgemaB, modern und digitalisiert. Das
118 gilt auch fur die Infrastruktur: Neben Ziigen und Bussen missen auch Bahnhdéfe und
119 Bushaltestellen barrierefrei werden. Tarifsysteme missen nicht nur einfacher

120 werden, sie miissen sich auch mit anderen umweltfreundlichen Mobilitatsangeboten
121 wie Leihradern einfach kombinieren lassen und liberregional glltig sein. Tickets
122 und Fahrplane missen online gekauft und eingesehen werden koénnen. Fiir eine

123 umweltschonende Reisevorbereitung missen auch Informationen einfach zuganglich
124 sein. Zusammen mit einer attraktiven Preisgestaltung wird dadurch das Umsteigen
125 vom Auto auf den OPNV unterstitzt.

126 Insbesondere in den GroRstadten und Ballungsraumen machen Geschaftsreisende
127 einen grofen Anteil an der touristischen Wertschdopfung aus. In Corona-Zeiten ist
128 der Messe-, Kongress- und Geschaftstourismus weitgehend zum Erliegen gekommen.
129 In dieser Zeit der Unsicherheit missen wir Messestandorte dabei unterstidtzen,
130 das Segment zu erhalten. Doch auch hier ist eine Transformation mdéglich und
131 wichtig: Messestandorte sind in der Regel gut ans Bahnnetz angeschlossen. Die
132 Anreise mit dem Flugzeug ist oft unndétig, 6kologisch verheerend und sollte wo
133 immer moglich vermieden werden. Wir brauchen fiir Geschaftsreisende keine

134 weiteren Startbahnen oder Subventionen fir den Flugverkehr, sondern ein

135 attraktives, schnelles europaisches Schienennetz und eine komfortable Bahn-

136 Infrastruktur, die entspanntes und gleichzeitig klimafreundliches Reisen

137 erleichtert und erschwinglich macht.

138 Auch der schonende und effiziente Umgang mit den natidrlichen Ressourcen ist

139 Bestandteil eines zukunftsfahigen Tourismus — nicht nur bei der Mobilitat,

140 sondern auch bei Unterkunft und insbesondere bei der Verpflegung. Mill,

141 Einweggeschirr und -besteck missen so weit wie méglich vermieden werden.

142 Plastikverpackungen missen auf das NOotigste begrenzt werden. Auch mit unbebauten
143 Flachen muss schonend umgegangen werden.

144 Naturtourismus starken und umweltschadlichen Tourismus transformieren

145 In Pandemie-Zeiten, in denen die Gesundheit besonders gefahrdet ist, zeigt sich
146 ein Trend zum gesundheitsférdernden Naturtourismus. Die Nachfrage nach

147 Radfahren, Wandern, Kanutouren, Klettern oder einfachen Aufenthalten in der

148 Natur ist in Corona-Zeiten riesig. Naturtourismus kann sich positiv auf die

149 Gesundheit der Reisenden auswirken, sollte aber auch forderlich fir Umwelt und
150 Klima sein. Der Trend zu Rad-, Wander- oder Campingurlauben in Pandemie-Zeiten
151 bietet die Chance, Naturtourismus als nachhaltige und zukunftsfahige Reiseform
152 auch langfristig durch entsprechende Férderung zu starken. Daflir missen

153 insbesondere die Radwege deutlich starker ausgebaut werden.
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Doch je mehr Menschen in die Natur strémen und sensible Okosysteme besuchen, ist
es gleichzeitig umso wichtiger Uber O6kologische Schatze aufzuklaren, zu
sensibilisieren und Besucher*innen zu lenken. Nutz- und Schutzzonen missen
etabliert und durchgesetzt werden. Umweltbildung stellt eine tragende Saule
eines naturnahen Tourismus dar. Um das immer beliebtere Wildcampen in freier
Natur einzudammen, wollen wir legale Trekking- und Biwakplatze in geeigneten
Regionen etablieren. Die bessere Forderung von Natur- und Nationalparks sowie
Biospharenreservaten unterstitzt die Méglichkeiten zu Aufklarung und
Sensibilisierung.

Neben dem Naturtourismus braucht auch der naturvertragliche Gesundheitstourismus
beispielsweise in Gestalt von strukturierten medizinischen Angeboten (z.B.
Heilbadern oder Kurorten) eine gezielte Starkung. Denn auch der
Gesundheitstourismus tragt zum Wohlbefinden und zur Gesundheit der Reisenden
bei.

Wir wollen, dass auch die aktuell noch umweltschadlichen Tourismusformen im 21.
Jahrhundert ankommen. Flusskreuzfahrtschiffe beispielsweise miissen an
bayerischen Anlegern konsequent Landstromkabelversorgung bekommen und
perspektivisch komplett auf erneuerbare Antriebsformen umgestellt werden. Im
Wintertourismus beenden wir die Forderung von weiteren Beschneiungsanlagen.
Statt an der Vergangenheit zu klammern und mit Steuergeldern Anreize fiir
millionenschwere Abhangigkeiten zu schaffen, wollen wir unsere Tourismus-
Destinationen auch in Zeiten des Klimawandels zukunftssicher aufstellen.

Grine FOrderpolitik setzt auf umweltvertragliche und ressourcenschonende
Tourismusangebote. Grine Politik schafft Lésungen, die Gaste und Einheimische
versfhnen. Grune Politik schitzt die Natur, aber macht sie fir alle in unserer
Gesellschaft erlebbar. Grine Politik setzt auf Regionalitat und entspanntes
Reisen. Kurz: Wir wollen, dass Urlaub das ist, was er sein sollte: Entspannung,
Kraft tanken und wundervolle Erlebnisse — heute und in der Zukunft!
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A3NEU Finanzkriminalitat endlich einen Riegel vorschieben: Wirecard-
Skandal auch in Bayern konsequent aufklaren

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

Es ist einer der groBten Finanzskandale in der Geschichte der Bundesrepublik:
Der ehemalige DAX-Konzern Wirecard mit Hauptsitz im oberbayerischen Aschheim bei
Minchen hat mutmaBlich lber Jahre seine Bilanzen gefalscht und Geldwasche in
groBem Stil betrieben. Angebliche Bankguthaben des Konzerns auf den Philippinen
in Hohe von 1,9 Mrd. Euro — fast ein Drittel der Bilanzsumme — existieren nicht.
Die Staatsanwaltschaft ermittelt wegen des Verdachtes auf Betrug, Untreue,
Bilanzfalschung, Marktmanipulation und Geldwasche. Das Unternehmen hat Insolvenz
angemeldet und kostet damit auch Tausenden Beschaftigten ihren Arbeitsplatz. Der
Schaden ist immens, nicht nur fir den Finanzplatz Deutschland, sondern auch fir
die Investor*innen, darunter viele Kleinanleger*innen, die mehrere Milliarden
Euro verloren haben. Dabei gab es spdtestens seit 2015 klare Hinweise auf die
kriminellen Machenschaften der Wirecard AG. Die zustandigen staatlichen
Aufsichtsbehérden von Bund und Bayern haben allen Zeichen zum Trotz nicht
eingegriffen, auch die zustandigen Wirtschaftsprifer*innen sind ihrer Pflicht
offenbar duBerst mangelhaft nachgegangen. Und auch die Deutsche Bdrse ist ihrer
Aufsichtspflicht nicht ausreichend nachgekommen : sie lieR Aktien einer Firma
handeln, deren Bilanzen gefalscht waren und die gegen die zum Schutze besonders
von Kleinanleger*innen geltenden Transparenzregeln verstief[1].Die Aktien vom
Markt genommen oder das Versaumnis publik gemacht hat die Deutsche Borse
unerklarlicherweise aber nicht.

Die zwei Sondersitzungen des Finanzausschusses des Bundestags in der
parlamentarischen Sommerpause lassen grobe Zweifel am Aufklarungswillen der
Bundesregierung und haben deutlich gemacht: Die Bundesregierung erkennt ihre
Verantwortung in dem Skandal nicht an. Deswegen haben wir Griine auf Bundesebene
gemeinsam mit FDP und Linken einen Parlamentarischen Untersuchungsausschuss
eingesetzt, der seine Arbeit bereits [im Herbst] aufgenommen hat. Er soll
kléaren, an welchen Stellen die staatlichen Aufsichtsbehdrden und die
Wirtschaftsprifung versagt haben, und welche Rolle Lobbyismus und
geheimdienstliche Interessen gespielt haben. Neben der Sachaufklarung soll er
weiteren Reformbedarf offenlegen. Klar ist schon jetzt: Eine Reform der
deutschen Finanzaufsicht und der Wirtschaftsprifungspraxis ist langst
tberfallig.
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konsequent aufklaren

Auch in Bayern Ulbernimmt die Séder-Regierung trotz deutlicher Verfehlungen keine
Verantwortung. Dabei ist die Rolle der bayerischen Staatsregierung, der
bayerischen Behdérden und einiger CSU-Politiker*innen héchst
aufklarungsbediirftig. Denn der Wirecard-Skandal offenbart nicht nur die
Wegschau-Mentalitat der SOder-Regierung besonders im Bereich der Finanz- und
Wirtschaftskriminalitat und den verantwortungslosen Umgang mit der
Geldwascheaufsicht Uber Wirecard. Er zeigt auch ein auBerst bedenkliches
Lobbyismusverstandnis sowohl von ehemaligen CSU-Staatsminister*innen und CSU-
Staatssekretar*innen als auch der bayerischen Staatsregierung und des
Bundeskanzleramts.

Wir sorgen dafiir, dass die S6der-Regierung endlich ihren Teil der Verantwortung
flir den Wirecard-Skandal ibernimmt und ihre Rolle in dem Skandal luckenlos und
mit hochster Transparenz aufarbeitet! Die Regierung hat bei seinem ehemaligen
Vorzeige-FinTec-Unternehmen mindestens ein Auge zugedriickt. Das muss
Konsequenzen haben. Zudem wollen wir, dass die bayerische Staatsregierung die
Lehren aus dem Wirecard-Skandal zieht und Bayern seinen Ruf als ein
Schlaraffenland fir Wirtschaftskriminelle endlich und ein fiir alle Mal loswird!

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in Bayern fordern:

1. Liickenlose und transparente Aufklarung des Wirecard-Skandals und allen
Verbindungen der Staatsregierung zum Konzern!

2. Massive Aufstockung des Personals in der Justiz, besonders bei der
Schwerpunkt-Bearbeitung Finanzkriminalitat, um die umfassende Aufklarung zu
erméglichen!

Obwohl seit 2010 regelmaRfig Strafanzeigen gegen Wirecard wegen des Verdachts auf
Geldwasche, Betrug und Untreue eingingen und es dariiber hinaus auch
Verdachtsmeldungen Uber die Bundes-Finanzkriminalitatseinheit FIU an bayerische
Behdorden zu Wirecard gab, sind die Anzeigen bei der Staatsanwaltschaft
versandet. Es kam bisher weder zu einer Hauptverhandlung noch zu einem Urteil.
Stattdessen hat man Verfahren gegen Journalist*innen erdffnet, die dem
Riesenbetrug von Wirecard auf die Spur gekommen waren. Die bayerische Justiz
muss nun dringend und umfassend jeden Verdacht ausraumen, den Strafanzeigen
nicht ausreichend nachgegangen zu sein. Dafir werden wir die Justiz mit deutlich
mehr Personal und finanziellen Mitteln ausstatten.

3. Kurzfristig mehr Ressourcen fiir die Geldwasche-Aufsicht im Freistaat
einsetzen und mittelfristiges Hinwirken auf der Uberfiihrung der Geldwésche-
Aufsicht in die Bundeszustandigkeit!

Das zustandige bayerische Innenministerium hat die Vorwlrfe gegen Wirecard
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konsequent aufklaren

durchweg ignoriert und sich lUber Jahre nicht mit der Frage beschaftigt, ob die
Bezirksregierung Niederbayern als ihre Behdrde fiir die Aufsicht lber die
Wirecard AG zustandig ist — trotz den regelmaBigen Ermittlungen und Vorwirfen
wegen des Verdachts auf Geldwasche. Obwohl die Frage der Zustandigkeit vom
prifenden Wirtschaftsprifungsunternehmen schon Anfang 2020 aufgebracht worden
war, schaltete sich das bayerische Innenministerium erst im Juni 2020 ein. Die
einzige Amtshandlung des bayerischen Innenministeriums bestand aber darin, die
Verantwortung fir den Fall abzuschieben. Denn das bayerische Innenministerium
sprach der Bezirksregierung Niederbayern ausgerechnet am 25. Juni 2020 — der
Tag, an dem Wirecard Insolvenz angemeldet hatte — in einer ad-hoc-Entscheidung
entgegen deren monatelanger Uberzeugung die Zusténdigkeit als
Geldwaschepraventionsbehérde fir die Wirecard AG ab. Von Aufklarungswillen oder
aktiver Problembekampfung: keine Spur! Die Regierung Sdder wollte offensichtlich
nur den Skandal-Sumpf weitestméglich von sich fernhalten. Die Folge: Eine
Geldwascheaufsicht fir das Gesamtunternehmen Wirecard AG existierte zu keiner
Zeit.

Es ist kein Geheimnis, dass Bayern als Steuer- und Unternehmensparadies in
Deutschland gilt. Denn die bayerische Staatsregierung hat die zustandigen
Landesbehdrden bei der Geldwascheaufsicht jahrelang und strukturell
vernachlassigt und straflich schlecht ausgestattet — personell und technisch.
Die Uberforderung der bayerischen Behdrden mit der Geldw&scheaufsicht lberrascht
also nicht, die Ignoranz der Sdéder-Regierung bei Finanz- und
Wirtschaftskriminalitat hingegen schockiert. Bei gerade mal 13,3 Personalstellen
flir die gesamte Geldwaschepravention im bayerischen Nichtbankensektor ist die
funktionierende Aufsicht fir global handelnde Konzerne nicht méglich und 6ffnet
Tir und Tor fir kriminelle Machenschaften mit volkswirtschaftlichen Schaden in
Milliarden-Hohe! Nur aus diesem Grund war es moglich, dass ein DAX 30-Konzern in
Bayern, dessen Bilanzsumme im Milliarden-Bereich lag und mit dem man sich im
Rahmen staatlicher Sponsoring-Vertrége der Offentlichkeit présentierte und der
flir Milliarden Euros an Transaktionen zustandig war, die dazu noch aus
Hochrisiko-Geldwaschebereichen wie Gliickspiel kamen, keiner einzigen Geldwasche-
Prifung unterzogen wurde!Die GRUNEN fordern als Konsequenz aus dem Wirecard-
Skandal eine Umstrukturierung der Geldwascheaufsicht in Bayern. Die zustandigen
Landesbehdrden missen endlich eine schlagkraftige Einheit werden, die ihren
Aufgaben mit vollem Engagement nachgehen kénnen. Die Geldwascheaufsicht muss
finanziell besser ausgestattet und das Personal deutlich aufgestockt werden. Fir
eine effektive Geldwaschepravention fiihrt kein Weg an einer vereinheitlichen
Aufsicht vorbei. Mittelfristig wollen wir sie deshalb in die Bundeszustandigkeit
uberfiuhren, wie es in der Vergangenheit bereits diskutiert und von den Landern
vorgeschlagen wurde.

4. Einfiihrung eines Lobbyregisters im Bayerischen Landtag und Einsatz im
Bundesrat fiir ein Lobbyregister im Bundestag!

Allen voran Karl-Theodor zu Guttenberg und Klaus-Dieter Fritsche haben ihre
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Lobbytatigkeiten auf auBert dilettantische Weise betrieben und offenbar ihre
alten Kontakte im Kanzleramt genutzt, um Wirecard Gesprachstermine zu
verschaffen. Offensichtlich auch in Bayern mit Erfolg. Brisant ist dabei nicht
nur, dass ausgerechnet Fritsche als ehemaliger Beauftragter der Bundesregierung
flir die Nachrichtendienste und Berater des damaligen Osterreichischen
Innenministers Herbert Kickl von der rechtspopulistischen FPO erfolgreich fiir
Wirecard lobbyierte. Pikant ist auch, dass das Kanzleramt Anfang September 2019,
also unmittelbar nach dem Einsatz des CSU-Politikers Karl-Theodor zu Guttenberg
flir das Unternehmen, fleifig in China fir Wirecard geworben hatte — obwohl im
Bundesfinanzministerium bereits seit Februar 2019 bekannt war, dass die
Finanzaufsichtsbehdrde Bafin dem Verdacht auf Marktmanipulation bei Wirecard
nachgeht.

Der Skandal um Wirecard beweist ein weiteres Mal: Lobbyismus darf sich nicht im
Verborgenen abspielen. Deswegen fordern die Bayerischen GRUNEN nicht nur mit
groBem Nachdruck, dass die bayerische Staatsregierung alle Kontakte,
Kooperationen und Verbindungen mit dem Unternehmen offenlegt. Wir werden auch
dafir sorgen, dass sowohl in Bayern als auch auf Bundesebene endlich
Lobbyregister eingefiihrt werden. Politisches Handeln und Entscheidungen miissen
transparent sein. Einflussnahme und Korruption kénnen wir nur dann verhindern,
wenn fur uns alle einsehbar ist, welche Lobbyist*innen wann und welche
Regierungsvertreter*innen und Abgeordnete aufsuchen und mit wessen Auftrag sie
welche Ziele verfolgen.

[1] Wirecard legte seinen Jahresbericht zu spat vor.
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

AANEU Der Standort Bayern braucht eine High Tech-Offensive - aber nicht
ohne Nachhaltigkeitsorientierung

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

Eine langfristig angelegte Grofinvestition in Forschung und
Technologieentwicklung ist entscheidend fir die Zukunft des Standorts Bayern. Um
die Wettbewerbsfahigkeit und die Lebensqualitat des Standorts Bayern zu sichern
und auszubauen, muss eine solche Zukunftsinvestition sich sowohl den
Herausforderungen der Digitalisierung als auch den mindestens ebenso disruptiven
Herausforderungen einer 6kologischen Sicherung unserer Zukunft widmen.

Zu den dringlich bendétigten Investitionen in Forschung und
Technologieentwicklung gehdren daher, zum einen, auch Forschung und
Technologieentwicklung der Green Economy: von alternativen Antriebstechniken,
ressourcenschonender und dezentraler Energiegewinnung und -verteilung, Uber
Innovationen fir eine nachhaltige Landwirtschaft, die mithilfe neuer
naturwissenschaftlicher Kenntnisse und digitaler Technologien ressourcenschonend
wirtschaftet, bis hin zu technologischen, wirtschaftlichen und rahmenpolitischen
Innovationen fiir die Verwirklichung den Namen verdienender Kreislaufwirtschaft.
Eine Investition in neue Professuren und mehr Forschungszeit fir bestehende
Professuren sollte diese Gewichtungen gleichermaBen auf digitalen Technologien
und die Verwirklichung von 6kologischen Innovationen lenken. Dass letztere
dynamische Motoren der regionalen und nationalen Wirtschaft darstellen kénnen,
zeigt sich bereits in einzelnen regionalen Okosystemen in Osterreich und den
Niederlanden. Jenseits der Auslobung entsprechender neuer Professuren sollten
Nachhaltigkeitsiberlegungen auch in Férderprogramme fir Grundlagen- und
angewandte Forschung aufgenommen werden.

Zum anderen erfordert eine nachhaltige Investition in Forschung und
Technologieentwicklung fir die Zukunft auch die Sicherung der gesellschaftlichen
Vertraglichkeit technologischer und naturwissenschaftlicher Innovationen durch
deren Einbettung in gesellschaftliche, politische, psychologische,
wirtschaftliche, rechtliche und ethische Handlungskontexte, und damit auch den
Einbezug von Gesellschafts- und Geisteswissenschaften. High Tech ist nur
wirklich zukunftsgerichtet, soweit es systemisch zu Ende gedacht und im Hinblick
auf die Pflege natiirlicher und menschlicher Okosysteme reflektiert wird. Eine
Investition in Forschung an Hochschulen sollte dieser systemischen Einbettung
Rechnung tragen, sowohl in der Ausrichtung neuer Professuren als auch in der
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A4NEU Der Standort Bayern braucht eine High Tech-Offensive - aber nicht ohne
Nachhaltigkeitsorientierung

Forderung systemischen Denkens in Forschungsprojekten der Studierenden.

Diesseits der Festlegung der oben genannten lbergreifenden gesellschaftlichen
Leitlinien den Hochschulen sollte eine maximale Freiheit bei der Festlegung der
richtigen Forschungsschwerpunkte und Denominationen fir Professuren gewahrt und
eine Auswahl von Investitionsmitteln allein auf der Basis von qualitativen
wissenschaftsgetriebenen Kriterien gestaltet werden.

Eine Zukunftsinitiative fir Bayern oder jegliche Investitionen in die
Innovationskapazitat des Freistaats sollte unbedingt mit den EU-Forschungs- und
Strukturmitteln abgestimmt werden. Nur so kann eine optimale Komplementaritat
vor allem mit der im neuen Rahmenprogramm gestarkten Missionsorientierung der
Horizon-Europe-Fordergelder und mit den regionalen Strukturfonds und ihren
zugrundeliegenden Innovationsstrategien gewdhrleistet werden. Gerade die
Strukturfonds sind in ihrer strategischen Bedeutung und ihren Méglichkeiten fir
innovative Infrastrukturinvestitionen bisher zu wenig wahrgenommen worden. Dies
kann von Projekten fiir innovativen nachhaltigen Stadtebau bis hin zu regionalen
Innovationsdkosystemen in Green Tech in landwirtschaftlich gepragten Regionen
reichen.

Die Investition in Forschung und Technologieentwicklung sichert nur nachhaltig
Wettbewerbsfahigkeit in Forschung und Wertschépfung, wenn diese mit den dazu
gehdrigen Infrastruktur-, Personal- und Serviceleistungen unterfittert wird.
Hier hat der Freistaat in der Vergangenheit eine Standortbedrohende
Unterfinanzierung erlaubt, die sich zur Achillesferse unserer Zukunftsfahigkeit
entwickelt hat. Ohne eine Beseitigung des Sanierungsrickstaus und eine
Beseitigung des Infrastrukturpersonalnotstands kénnen international erfolgreiche
Professor*innen nicht in Bayern angesiedelt werden, weil die technischen
Gebaudeinfrastrukturen und Serviceleistungen einige bayerische Universitaten im
internationalen Wettbewerb mit fihrenden Forschungsstandorten unattraktiv werden
lassen. Dies ist bereits in einem erschreckenden AusmaB bei einer zunehmenden
Zahl von Berufungen aus dem In- und Ausland zu beobachten. Zu einer Investition
in einen florierenden Forschungs- und Technologiestandort Bayern gehért eine
nachhaltige State-of-Art-Infrastruktur.
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

AS5NEU Die Griinen féordern Wissenschaft als Fundament evidenzbasierter
Politik und demokratischer Streitkultur

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

Die Grinen zeichnen sich als Partei durch ihren Einsatz fiir den Wert der
Wissenschaft und durch ihr Bemihen um Wissenschaftlichkeit als Grundlage
rationaler evidenzbasierter Politik aus.

Noch nie war unsere Gesellschaft so stark wie heute in allen Lebensbereichen von
Wissenschaft und Technologie, deren Erkenntnissen und Produkten, gepragt. Um
wissenschaftliche Erkenntnis als Grundlage unseres Schaffens, unseres
selbstkritischen und prifenden Umgangs mit Meinungen und Annahmen, im Kontext
werte-basierten politischen Handelns nutzen zu kénnen, braucht es einen breiten
Zugang der Biirger und Biirgerinnen zu den Besonderheiten wissenschaftlichen
Forschens. Denn das Gesprach zwischen Wissenschaft und Gesellschaft ist wichtig,
nicht allein um den Stand der Forschung zu handlungsrelevanten Fragen
wiederzugeben, sondern auch um den prifenden Umgang mit Annahmen zu vermitteln.
Nur so kann im Alltag des wissenschaftlichen Fortschritts und seiner Nutzung in
politischen Debatten vermittelt werden, dass ein Widerstreit unterschiedlicher
Thesen nicht etwa Wissenschaftlichkeit in Frage stellt, sondern gerade den
Willen zur systematischen Uberpriifung und zur Erarbeitung robuster Theorien
widerspiegelt, der Wissenschaft erst ausmacht. Damit wissenschaftliche
Streitgesprache nicht den Glauben an die Soliditat wissenschaftlicher Aussagen
erschittern, muss ein Verstandnis flr das Ringen um solides Wissen und fir
unterschiedliche Grade der Robustheit wissenschaftlicher Aussagen vermittelt
werden - von ersten zu Uberprifenden Hypothesen bis hin zu systematisch
Uberpriftem und entsprechend gefestigtem Wissen. Wissenschaftlichkeit zeichnet
sich durch den Willen und die Methodik der Selbst- und Fremdiberprifung aus.

Das Bemiihen um evidenzbasierte Politik und rationale politische Streitgesprache,
in denen das Ringen um die bestmégliche Entscheidung im Vordergrund steht, baut
auf einem priifenden Zugang zu Wissen auf und muss daher auch durch einen
frihenZugang zu einem solchen forschendem Lernen und durch dessen konsequente
Einbettung in den Schulunterricht an allen Schulen geférdert werden. Ebenso
braucht es eine Férderung eines regen Dialogs zwischen Wissenschaft und
Blirger*innen.

Grine Politik zeichnet sich aus durch das Bemihen um wissenschaftliche
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AS5NEU Die Griinen fordern Wissenschaft als Fundament evidenzbasierter Politik und
demokratischer Streitkultur

Grundlagen ihrer eigenen Politikgestaltung, um die Anerkennung
wissenschaftlicher Arbeit als ein stetiges Priifen ihrer eigenen Thesen und
Annahmen und des Wertes der stetigen Selbstuberprifung fir demokratische
Streitkultur, die auch andere Meinungen anhért und zur Uberpriifung der eigenen
Ansatze ernst nimmt. Grine Politik setzt sich ein fir den Dialog zwischen
Wissenschaft und Politik und fiir eine entsprechende Investition in einen breiten
Zugang zu wissenschaftlicher Bildung und forschendem Lernen.

Grine Politik baut auf evidenzbasierte Politikgestaltung. Diese braucht
wissenschaftliche Grundlagen und zeichnet sich aus durch eine entsprechende
Prifung ihrer eigenen Annahmen und offenen Dialog. Grine Politik setzt daher auf
Wissenschaftlichkeit als Grundlage und Grundwert ihres eigenen
Demokratieverstandnisses.
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

AG6NEU Unseren Kindern gehért die Zukunft — sie haben ein Recht darauf,
sie mitzugestalten!

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

Antrag auf Erweiterung der Bayerischen Gemeindeordnung

(in Anlehnung an §4la der Gemeindeordnung von Baden-Wirttemberg)

Wir beantragen, die Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern um Art. 33a zu
erganzen und schlagen folgenden Wortlaut vor:

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

(1) Die Gemeinde soll Kinder und muss Jugendliche bei Angelegenheiten, die ihre
Interessen beriihren, in angemessener Weise beteiligen. Dafir sind von der
Gemeinde geeignete Beteiligungsverfahren zu entwickeln. Insbesondere kann die
Gemeinde einen Jugendgemeinderat oder eine andere Jugendvertretung einrichten.
Die Mitglieder der Jugendvertretung sind ehrenamtlich tatig.

(2) Jugendliche kénnen die Einrichtung einer Jugendvertretung beantragen.

Der Antrag muss

in Gemeinden mit bis zu 20.000 Einwohnern von 20,

in Gemeinden mit bis zu 50.000 Einwohnern von 50,

in Gemeinden mit bis zu 200.000 Einwohnern von 150,

in Gemeinden mit Uber 200.000 Einwohnern von 250

in der Gemeinde wohnenden Jugendlichen unterzeichnet sein. Der Gemeinderat hat
innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags lber die Einrichtung der
Jugendvertretung zu entscheiden; er hat hierbei Vertreter*innen der Jugendlichen
zu hoéren.
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(3) In der Geschaftsordnung ist die Beteiligung von Mitgliedern der
Jugendvertretung an den 6ffentlichen Sitzungen des Gemeinderats und in
Jugendangelegenheiten auch an den nicht 6ffentlichen Sitzungen zu regeln;
insbesondere sind ein Rederecht, ein Anhdérungsrecht und ein Antragsrecht
vorzusehen.

(4) Der Jugendvertretung sind angemessene finanzielle Mittel zur Verflgung zu
stellen. Uber den Umfang entscheidet der Gemeinderat im Rahmen des
Haushaltsplans. Uber die Verwendung der Mittel ist ein Nachweis in einfacher
Form zu fuhren.
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A 7NEU Queer im Sport - Mehr Diversity und Akzeptanz von LSBTIQ im
Sport

Gremium: Landesausschuss
Beschlussdatum: 12.12.2020

Gerade in den Sportvereinen erleben queere Menschen, also Menschen die zum
Beispiel homosexuell, bisexuell, trans oder inter sind, oft Ausgrenzung und
Benachteiligungen. So kommt die Studie Outsport der Sporthochschule Kéln von
2019 zu dem Ergebnis dass 16% der aktiven Sportler*innen in den letzten 12
Monaten persénliche negative Erfahrungen im Sport aufgrund ihrer sexuellen
Orientierung oder Geschlechtsidentitat gemacht haben. Ein Fiinftel der 858
Befragten fihlt sich aufgrund der sexuellen Orientierung oder
Geschlechtsidentitat von bestimmten Sportarten ausgeschlossen, insbesondere vom
FuBball (27%), Schwimmen (26%), Tanzen (12%) und Kampfsport (11%). Trans
Personen fuhlen sich insgesamt deutlich haufiger ausgeschlossen (56%).

Laut der Studie Queere Freizeit treiben queere junge Menschen tendenziell
seltener Sport als cisgeschlechtliche heterosexuelle Jugendliche. Nur 66% der
Uber 1.700 jungen queeren Menschen, die an der Studie Queere Freizeit
teilgenommen haben, machen in ihrer Freizeit Sport. Zum Vergleich: In einer
Studie zu Medien, Kultur, und Sport gaben 70% der Madchen und (iber 80% der
Jungen an, Sport zu treiben.

Wir GRUNEN machen uns deshalb stark fiir mehr Diversity und Akzeptanz im Sport,
denn gerade fir junge Menschen kann der Sport eine wichtige Ressource fir
Anerkennung sein. Er ist gesund und tragt, gerade wenn er im Verein ausgefihrt
wird, zur Vernetzung und dem sozialen Zusammenhalt bei.

Bliindnis 90/Die Griinen wirken deshalb auf Landesebene auf folgende Ziele hin:

e Die bayerischen Sportfachverbdnde sollen landesweit eine
Antidiskriminierungsklausel fir queere Menschen in ihre Satzungen
aufnehmen.

e Sportverbande sollen eine Ansprechperson als Anlaufstelle fir queere
Menschen, die von Diskriminierung im Verein betroffen sind, benennen.

Seite 1/3



27
28
29
30

31
32
33

34
35
36

37
38

40
41

42

43

44
45

46

47
48
49
50

51
52
53

A7NEU Queer im Sport - Mehr Diversity und Akzeptanz von LSBTIQ im Sport

Die Sportverbande sollen, zumindest Ubergangsweise, bis eine Regelung auf
Bundesebene geschaffen wurde, eine Regelung treffen, wie trans und inter
Personen im Breitensport an Damen- und Herrenwettbewerben teilnehmen
kénnen.

Den Sportvereinen soll eine Ubersicht mit mdglichen MaBnahmen und "Best
Practice" Beispielen zum gelungenen und respektvollen Umgang mit queeren
Sportler*innen ausgehandigt werden, an denen sie sich orientieren kdnnen.

Die Sportvereine sollen die Méglichkeit bekommen, neben Mannern und Frauen
auch Mitglieder mit Geschlechtseintrag ,divers” an ihren zustandigen
Sportfachverband melden zu koénnen.

Die Situation queerer Menschen und MaBnahmen gegen deren Diskriminierung
sollen fester Bestandteil der Trainer*innenaus- und Fortbildungen werden.

Des Weiteren setzt sich Bindnis 90/Grinen auf Landesebene daflr ein,

dass die Staatsregierung in der Sportfdérderrichtlinie eine vorhandene
Antidiskriminierungsregelung als Voraussetzung fir die Férderung erganzt.

dass ein Anreizsystem geschaffen wird um eine schnelle Umsetzung durch die
Verbande zu bewirken.

dass dem Landessportverband Mittel zur Verflgung gestellt werden, um
Aufklarungsarbeit gegen Diskriminierung queerer Menschen in den Verbanden
und Vereinen zu leisten.

dass auf Landesebene eine Stelle benannt wird die Sportverbande und -
vereine bei der individuellen Umsetzung von AntidiskriminierungsmaBnahmen
und der Inklusion von trans und inter Menschen in den Trainings- und
Wettkampfbetrieb berat.

dass das Sportministerium zu regelmafigen Vernetzungstreffen zwischen den
Sportverbanden und Betroffenenverbanden einladt um MaBnahmen und Ziele zu
besprechen.
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e dass die Landesregierung die Veranderungen bei der Akzeptanz und der
Diskriminierung queerer Menschen im Sport lber die nachsten Jahre mit
einer Studie lUberwacht und lber diese regelmdfig Bericht erstattet wird.

Als wichtigen Schritt zur Vorbereitung der genannten Ziele motiviert Bindnis
90/Die Grinen alle Mitglieder auf Landes-, Bezirks-, Kreis- und Ortsebene und
insbesondere die Mitglieder, die selbst leitende Positionen in den Sportvereinen
und -verbanden inne haben, mit den Vereinen und Verbanden in Dialog zu treten,
die genannten Ziele darzulegen und auf Unterstiitzung hinzuwirken.
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A10NEU Bayerische Autozulieferregionen retten — Jetzt die Jobs von
morgen schaffen!

Gremium: Landesausschuss
Beschlussdatum: 12.12.2020

Bayerische Autozulieferregionen retten — Jetzt die Jobs von morgen schaffen!

I. Status Quo in der Autozuliefererindustrie

Rund 25,8 Prozent der in Deutschland produzierten Autos (Kraftwagen und
Kraftwagenteile) stammen aus dem Freistaat. In Bayern sind ca. 237.000
Beschaftigte in mehr als 1100 Unternehmen in der Automobilzulieferindustrie
tatig. Dazu zahlen sowohl die drei Unternehmenszentralen international tatiger
bayerischer GroBkonzerne wie BMW, Audi und MAN, als auch Zulieferer-Spezialisten
wie Brose, Bosch und Schaeffler und viele weitere kleine und mittelstandische
Unternehmen (KMUs), die an bayerischen Standorten Auto-Komponenten fir den
Welthandel produzieren.

Beispielregion Oberfranken

Die Branche der Automobilzuliefererindustrie pragt die Region Oberfranken. In
den Betrieben sind Uber 40.000 Menschen beschaftigt, das ist ein Viertel aller
Industriearbeitsplatze in der Region. Die Zuliefererindustrie hat lber viele
Jahrzehnte Wohlstand gebracht. In den groBRen Betrieben entstanden gut bezahlte,
abgesicherte Arbeitsplatze. Die kleineren Betriebe stehen fiir Erfindergeist,
Spezialldésungen und mittelstandisches Know-How auf Spitzenniveau.

Die starke Spezialisierung der Automobil-Branche war einst eine Starke fiir
Oberfranken, heute ist sie eine Belastung. Die Nachwirkungen des Dieselskandals,
der sich global zuspitzende Konkurrenz- und Innovationsdruck und die Umstellung
auf Elektromotoren werden durch die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie
nicht nur sichtbar, sondern auch verstarkt. Am Beispiel des Landkreises Bamberg
offenbaren sich die Folgen fiir eine einseitig von der Branche abhangigen Region:
Binnen kirzester Zeit mussten Unternehmen wie Michelin, Bosch und Schaeffler
Werke schliellen, Stellen kirzen oder ihre Beschaftigten in Kurzarbeit schicken.

Strukturwandel & Corona - Die zwei Herausforderungen der Automobilbranche

Die Region Oberfranken ist kein Einzelfall. In anderen Autoregionen in Bayern
gibt es ebenfalls Handlungsdruck. Schon vor Corona steckte die deutsche
Automobilindustrie tief in der durch fehlende Innovation zum Teil
selbstverursachten Krise. Im Jahr 2019 wurden so wenig Autos in Deutschland
produziert wie zuletzt vor 21 Jahren. Die Corona-Pandemie hat diese Lage weiter
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A10NEU Bayerische Autozulieferregionen retten — Jetzt die Jobs von morgen schaffen!

verscharft.

Die grine Transformation in anderen Teilen der Welt hat bereits begonnen, der
Strukturwandel ist nicht aufzuhalten. In China und den USA wurden allein 2018
knapp 1,5 Mio. E-Autos verkauft, Tendenz weltweit steigend. Bereits 2040 will
Frankreich keine neuen Verbrennungsmotoren zulassen, die Niederlande 2035,
Norwegen schon 2025. Zudem verlangt die EU-Klimaschutzgesetzgebung C02-
Flottengrenzwerte. Reine Produktion von fossilen Verbrennerautos geht damit far
kein Unternehmen mehr.

Zugleich muss ab 2020 die Bundesregierung und damit anteilig auch Bayern schon
im Wert von 300 Millionen Euro Verschmutzungsrechte zukaufen, weil wir unsere
europaischen Klimaziele verfehlen. 2022 bis 2030 kdnnen es dann bis zu 60
Milliarden werden. Das ist O6konomisch unsinnig und schafft keine wirtschaftliche
Planungssicherheit, es ist zudem eine vermeidbare Hypothek auf die Zukunft
unserer Kinder auf diesem Planeten. Wir Grine nehmen diesen Wandel als
Herausforderung an und sehen und gestalten ihn als Chance. Um Arbeitsplatze zu
erhalten und ein prosperierender wirtschaftlicher Standort zu bleiben, wollen
wir den Transformationsprozess tatkraftig und umfassend einleiten und endlich
moderne Mobilitatsformen entwickeln. Lasst uns jetzt die Jobs von morgen
schaffen!

II. Beschaftigte starken, Know-How nutzen, neue Wege gehen

Die Zukunftsfahigkeit der Automobilbranche hangt an ihrer Innovationskraft. Das
groBte Kapital dafir sind die Menschen und ihr Know-How. Die Kompetenzen reichen
von der Montage und Fertigung bis in die Entwicklung. Nur zusammen mit den
Beschaftigten werden zukunftsfahige Produkte mit den vorhandenen Kompetenzen
auch jenseits des Automobils entwickelt und produziert. Die
Produktionsumstellungen der letzten Monate (Herstellung von Schutzmasken) sind
ein gutes Beispiel dafiir, wie flexibel der bayerische Maschinen- und Anlagenbau
ist. Der weitere Kompetenzaufbau durch Qualifizierung und Qualifizierungszeiten
ist auch vor dem Hintergrund der Digitalisierung dringend nétig und bietet neue
Perspektiven.

Die Corona-Krise darf nicht als Ausrede genutzt werden, um sowieso beschlossene
Kurzarbeit und Stellenabbau zu rechtfertigen. Die Beschaftigten wissen seit
langem um die Krise in der Autoindustrie. Es liegen viele umsatzstarke Jahre und
bewusst herbeigefiihrte Uberkapazitédten hinter der Branche, die bereits vor der
Corona-Krise aufgelaufen sind. Beschaftigungssicherungen wurden mit
Kostenreduzierungen und Sparpaketen erkauft. Diese Vereinbarungen sind durch
Corona in Gefahr, betriebsbedingte Kindigungen in einigen Fallen sind mdéglich.
Eine Hilfe fir die Beschaftigten der Automobilindustrie muss das verhindern,
denn sie sind in der Krise in Vorleistung gegangen und missen jetzt als
Trager*innen der Transformation und des Wandels mitgenommen werden.

Kleinere Unternehmen miteinbeziehen
Die Zulieferer leiden seit Jahren unter dem groRen Kostendruck der Hersteller.
Bei der anstehenden Transformation gilt es, alle Zulieferbetriebe, die noch flr
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die Automobilindustrie produzieren, in den Blick nehmen: nicht nur die grofen
Erstzulieferer (die direkt an die Autokonzerne liefern wie z.B. Schaeffler),
sondern auch die vielen kleinen mittelstandischen Betriebe der zweiten und
dritten Lieferkette.

Vorhandene Innovationskraft heben

Viele Betriebe haben auch unter schwierigen Bedingungen Produkte fir veranderte
Gegebenheiten entwickelt, z.B Schaeffler mit dem elektromechanischen
Nockenwellenversteller, und ZF Friedrichshafen mit dem Drehmomentwandler. Andere
Zulieferer haben seit jeher mehrere Standbeine, z.B. Kennametal im Landkreis
Forchheim mit 500 Mitarbeiter*innen, die auch Werkzeuge fir die Kakaoindustrie
und die Luft- und Raumfahrttechnik liefert und Schneidkérper fir Walzlager von
Windkraftwerken produziert. Wir Grine wollen diese Diversitat fordern. Flr
Unternehmen, die eine Diversifizierung aus eigener Kraft nicht schaffen, bedarf
es Unterstitzung bei der Transformation zu nachhaltigen und klimafreundlichen
Produkten. Fertigungsprozesse, Roh- und Hilfsstoffe missen hinsichtlich ihres
0kologischen FuBabdruckes und deren Nachhaltigkeit auf den Prifstand und bei
Bedarf durch zukunftsgerichtete 6kologisch vertragliche und angepasste Methoden
und Produkte ersetzt werden.

Von der Autobranche zur Mobilitatsbranche

Die Autoproduktion alleine wird die Arbeitsplatze in der Branche nicht sichern
kénnen. Denken wir die Autobranche als Mobilit&tsbranche und
Mobilitatsdienstleister. Dabei geht es neben der Weiterentwicklung des
Automobils auch um neue Produkte und Dienstleistungen vom Lastenfahrrad bis zum
digitalen Rufbus auf dem Dorf und von der Ladesaulenproduktion bis hin zur
Softwareentwicklung. Eine diversifizierte Mobilitatsindustrie sorgt fir
krisenstabile Arbeitsplatze und beglinstigt eine klimaschonende Mobilitat. Es
wird in Zukunft nicht mehr nétig sein, weder fir unsere Industrie noch fir den
(welt)-weiten Verkehrslebensstil, dass Deutschland noch 6 Millionen Autos im
Jahr produziert. Und fir eine klimaneutrale Welt auch nicht winschenswert.

Die Energiewende wieder zum Job-Motor machen

Das EEG hat die Energiewende einst zum Job-Motor in vielen Branchen gemacht: vom
Handwerk Uber Zulieferbetriebe bis zur Industrie. Indem wir den Ausbau der
Erneuerbaren Energien beschleunigen, bieten wir auch Beschaftigten aus der
Autobranche neue Perspektiven. Denn die Mobilita&t von morgen braucht sowohl fir
die Produktion als auch fir den Antrieb griinen Strom und in der Stahl-
Herstellung sowie fir den Antrieb im Nutzfahrzeugbereich griinen Wasserstoff.

III. Was jetzt getan werden muss
Unsere Vision:

e Die Automobilindustrie wird zur Mobilitatsindustrie
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115 e Der Strukturwandel fihrt zu gesellschaftlichen Zusammenhalt und stark
116 aufgestellten Regionen
117 e Eine nachhaltige Verkehrswende bringt mehr Lebensqualitat und Mobilitat.

118 Wir fordern:

119 1. Leitplanken fiir die Autoindustrie in Deutschland

120 Die Automobilzuliefererbetriebe brauchen endlich politische Rahmenbedingungen

121 von Landes- und Bundesregierung, wo die verkehrspolitische Reise hingehen wird.
122 Laut Branchenverbanden ist es fiir die Zulieferer wichtig zu wissen, wann

123 langfristig der Verbrenner auslauft, um sich darauf einstellen und die neuen

124 Vorgaben fir das emissionsfreie Auto umzusetzen. Wir Grine sind Uberzeugt: Ein
125 festes Ausstiegsdatum wird Innovationen befdrdern. Deshalb wollen wir ein Ende
126 flir den Verbrennungsmotor im Jahr 2030! Ein festes Ausstiegsdatum wird

127 Innovationen befdrdern. Deshalb wollen wir ein Ende fiir den Verbrennungsmotor im
128 Jahr 2030! Das wird zentraler Baustein einer Verkehrswende fiir alle Bereiche

129 sein.

130

131 2. Regionale Innovationscluster griinden!

132 Wir wollen Innovationscluster griinden, am Beispiel Franken zusammen mit der

133 Metropolregion Nirnberg, den regionalen IHKen und den Kommunen.

134 a) In den Regionen sprechen die Blrger*innen und Arbeitnehmer*innen in

135 Transformationsbeiraten mit, die Teil des Innovationsclusters sein sollen.

136 b) Okologischen Transformationsfonds schaffen

137 Wir Grine wollen die kleinen und mittelstandischen Unternehmen in Bayern bei der
138 sozial-okologischen Transformation ihrer Produkte und Produktionsprozesse

139 bestméglich unterstitzen, damit diese den Strukturwandel bewdltigen kénnen. Dazu
setzen wir auf einen bayerischen 6kologischen Transformationsfonds mit einem
Startkapital von 300 Mio. Euro, mit dessen Hilfe u.a. die Zulieferbetriebe in
der zweiten und dritten Reihe der Automobilindustrie in Zukunftstechnologien
investieren kdnnen, z.B. neue Batterietechnologien, griner Wasserstoff Aulerdem
soll der Fonds regionale Zusammenschliisse von Forschungs- und Industrieverbanden
unterstitzen, um diese Mammutaufgabe an Komplexitat und fachlicher
Vielschichtigkeit zu bewadltigen und gleichzeitig die globale
Wettbewerbsfahigkeit zu sichern.

c) Potenziale der Wissenschaft nutzen

Universitaten und Hochschulen kénnen als Impulsgeber der 6kologischen
Transformation in ihrer Region wirken. Im Zuge des Technologietransfers gibt es
bereits gute Beispiele gelingender Kooperation, die jedoch haufig auf Initiative
einzelner Personen entstehen und von ihnen getragen werden. Eine
Institutionalisierung gibt es oft nicht, auch die Einbindung in eine landesweite
Wissenschaftsstrategie fehlt. Gerade diese ist aber notig, sollen Universitaten
und Hochschulen ihre Potenziale im Zuge der Transformation ausschdpfen kénnen.
Neben einem expliziten politischen Auftrag geht es dabei auch um die Ausstattung
mit finanziellen Mitteln, insbesondere fiir wissenschaftliches Personal, um fir
bessere Bedingungen in Forschung und Lehre zu sorgen.
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Das jetzige System der standigen Befristung treibt die besten
Wissenschaftler*innen in die Industrie oder ins Ausland. Darunter leidet dann
die Forschung und noch schlimmer die Lehre. Die Hochschulen missen in Forschung
und Lehre frei von wirtschaftlichem Einfluss bleiben. Und es missen auch Facher
und Forschungsrichtungen, die nicht direkt wirtschaftlichen Output haben,
starker gefdérdert werden, denn oft werden dadurch die Grundlagen fir viel
spatere Anwendungen geschaffen. Zudem wollen wir Anreize setzen, um Hochschulen
und Universitaten in Forschung und Lehre starker auf die Zukunft auszurichten,
indem wir gesonderte finanzielle Mittel fir Nachhaltigkeitsinitiativen in Lehre,
Forschung und Verwaltung zur Verfligung stellen. Gleichzeitig bedirfen die
Inhalte mancher MINT-Studiengdnge einer Uberarbeitung: Universitdten und
Hochschulen missen ihre Absolvent*innen fir die (Arbeits-)Welt von morgen
befahigen und deshalb verstarkt auf Visionen und Zukunftstechniken setzen.

3. Fordermittel an zukunftsfahige Innovation kniipfen

Die Zulieferindustrie mit ihren zahlreichen mittelstandischen Unternehmen spielt
eine zentrale Rolle bei der Erholung des Wirtschaftsstandorts Bayern.
Konjunkturmittel von Bund und Land miissen an mittelstandische Unternehmen gehen
und diese bei der Okologisierung ihrer Produkte und Produktionsprozesse und bei
der Bewaltigung des Strukturwandels bestméglich unterstitzen. Der Empfang von
Fordermitteln wird an zukunftsfahige Innovation geknipft, z.B. die
Weiterentwicklung der Batterie- und Wasserstofftechnologie fiir alternative
Antriebe von PKW, LKW und andere Verkehrsmittel, sowie Fdrderung fir Betriebe,
die auf Geschaftsmodelle wie Carsharing umsteigen. So schaffen wir krisenfeste
und nachhaltige Strukturen mit einem vielfaltigen Diversifizierungspotenzial.
Bei Forderungen sollten auch zusatzliche Personaleinstellungen von
Langzeitarbeitslosen und Geflichteten bericksichtigt werden.

4. Soziale Absicherung der Transformation

Wir begriRBen die Beschliisse der Bundesregierung zur Verlangerung des
erleichterten Zugangs zum Kurzarbeitergeld (bis zu 48 Monate), sofern
Beschaftigte parallel weitergebildet werden und wollen dies zum Qualifizierungs-
Kurzarbeitergeld weiterentwickeln. Die Kurzarbeit muss in Branchen der
Transformation gerade in groferen Unternehmen — unter fur die Unternehmen
machbaren Voraussetzungen — fir Qualifizierung genutzt werden. So wirkt das
Kurzarbeitergeld als echte Investition in die Zukunft und ermfglicht die
Weiterbildung und Qualifizierung der Beschaftigten.

Gerade in Krisenzeiten ist es dariber hinaus wichtig, die Gestaltungskompetenzen
der Betriebsrate fir den sozial-dkologischen Umbau einzubeziehen. Zeitnah missen
durch Gewerkschaft und Unternehmen Zukunftstarifvertrage geschlossen werden,
transparente Transformationskonzepte vorlegen, die Arbeitnehmer*innen vor
unerwartete Arbeitsplatzverlust und LohneinbuBen schiitzt und die Region mit
Standortgarantien starkt. Der Prozess einer agilen Unternehmensentwicklung
(Manager*innen und Beschaftigte arbeiten auf Augenhdhe bei einer angemessenen
Fehlerkultur auf Augenhdhe zusammen) sollten vor allem bei Konzernen und bei
KMU s eingelibt und die erfolgversprechende Regel in riskanten Zeiten werden. Die
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Bundesagentur fir Arbeit wird entsprechend der tatsachlichen Bedarfe finanziell
wie personell ausgestattet, um den Transformationsprozess durch training und
learning on the job, als auch durch die Bereitstellung von Auffanggesellschaften
vollumfanglich zu stiitzen. Ubergénge in das SGB II gilt es unbedingt zu
vermeiden.

5. Diversifizierung statt Monostruktur

Eine einseitige Abhangigkeit ganzer Regionen von Automobilindustrie und
Zulieferern ist ein standortpolitischer Nachteil. Deshalb setzen wir auf die
Diversifizierung von Produkten und Dienstleistungen, um neue Arbeitsplatze zu
schaffen. Eine breite Streuung an Geschaftsfeldern in der Unternehmensstruktur
einer Region bietet eine hdhere Resilienz gegenlber Risiken durch konjunkturelle
Schwankungen und technologische Umbriche. Ein Beispiel: Die massive Ausweitung
des O6ffentlichen Nahverkehrs bietet dezentrale und grole neue Jobperspektiven in
vielfaltigen Berufen. Der OPNV und die Bahn zusammen bieten bereits heute
bundesweit annahernd so viele Arbeitsplatze wie die Automobilbranche. Zu den fiir
den Betrieb nétigen Arbeitsplatzen kommen Perspektiven fir die
Nutzfahrzeugindustrie samt Zulieferern in den Bereichen Busse und
Schienenfahrzeuge aber auch innovative neue Segmente wie autonom fahrender OPNV,
digitale basierte onDemand-LOsungen, multimodale Verkehrsangebote, elektronische
Tarif- und Ticketsysteme sowie der Bauwirtschaft fir die Errichtung der dafir
notigen Infrastruktur.
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A11NEU wahlen mit 16 -auch in Bayern. Wahlalter endlich senken.

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

Die LDK der bayerischen Griinen fordert die bayerische Staatsregierung auf:
Wahlalter auf 16 Jahre senken!

1970 wurde das Wahlalter von 21 auf 18 Jahre gesenkt. 50 Jahre danach ist es
Zeit fir den nachsten Schritt - die Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre auf
Europa-, Bundes-, Landes- und Kommunalebene. Jungen Menschen in unserer
Gesellschaft kann und muss endlich mehr politisches Gewicht gegeben werden.Und
dafir gibt es gute Grinde:Kinder und Jugendliche wissen sehr genau, was sie
wollen und sie haben ein Recht darauf, dass Ihre Meinungen, Wiinsche und
Vorstellungen bei Entscheidungen bericksichtigt werden, das hat zuletzt Fridays
For Future eindrucksvoll unter Beweis gestellt.

Die Stimme der Jugend muss zahlen

Die aktuelle Shell Jugendstudie zeigt deutlich, dass Jugendliche politisch
interessiert und engagiert sind — und das Interesse sogar wieder deutlich
gestiegen ist.Die Stimme der Jugend sollte aber nicht nur gehdrt werden, sondern
auch zahlen. Immer mehr junge Menschen wollen mit gestalten, wie die Welt von
morgen aussieht und bei Entscheidungen beteiligt werden, die sie betreffen. Denn
sie werden in dieser Welt leben. Das ist also nur fair.

Mit der Herabsetzung des Wahlalters wird den Jugendlichen Vertrauen in ihr
Urteilsvermdégen und ihre politische Willensbildung zugestanden und sie werden in
ihrer Beteiligung gestarkt und ermutigt. Zudem wirkt dies als korrigierende
MaBnahme fiir eine starkere Generationengerechtigkeit in einer Gesellschaft, in
der das durchschnittliche Wahlalter seit Jahren steigt (so waren 2017 36 % aller
Wahlberechtigten fir die Bundestagswahl liber 60 Jahre gegeniiber z. B. 26 % im
Jahr 1987). Wir setzten uns fir eine Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre ein,
die flankiert wird von politischer Bildung sowohl als Unterrichtsfach als auch
als Querschnittsaufgabe. Dazu gehdrt auch die feste facheriibergreifende
Verankerung in allen Schulformen und deutlich starkere Priorisierung aller
Erziehungs- und Bildungsziele in den Bildungsplanen.

Bayern ist trauriges Schlusslicht In Bremen, Niedersachsen, Baden-Wiirttemberg,
Berlin, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thiringen haben Jugendliche ab 16 Jahren
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A11NEU wahlen mit 16 -auch in Bayern. Wahlalter endlich senken.

das aktive Wahlrecht bei Kommunalwahlen. Und in Brandenburg, Bremen, Hamburg und
Schleswig-Holstein diirfen junge Menschen ab 16 Jahren an Landtagswahlen
teilnehmen.Bayern tragt die rote Laterne und verwehrt den jungen Menschen die
Teilhabe. Aber: Nur wer frih splrt, dass Dinge durch eigenes Engagement
verandert werden kdénnen, erlebt Selbstwirksamkeit und lernt Demokratie.

Darum: Wahlalter auf 16 Jahre senken!
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A12NEU Zugang zum Recht fiir alle!

Gremium: Landesausschuss
Beschlussdatum: 12.12.2020

Auch in Bayern stehen viele Menschen vor erheblichen finanziellen und sozialen
Schwierigkeiten und fihlen sich oftmals vom System , abgehangt“. Einer der Griinde
dafliir sind die immer wieder zu hohen Hiirden vor dem Zugang zum Rechtssystem.

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN stehen fiir eine Gesellschaft, die allen Menschen gute
Chancen ermdéglicht. Darum wollen wir, dass der Zugang zum Recht allen offen
steht. Wir setzen uns deshalb fiir die folgenden MaBnahmen ein, die ein Teil der
Lésung dieser Schwierigkeiten sein kdénnen:

1. Angemessene Rechtsanwaltsvergiitung

Wir fordern eine Anhebung der Rechtsanwaltsvergiitung und strukturelle Anderungen
im Rechtsanwaltsvergitungsgesetz (RVG). Insbesondere in
Familienrechtsangelegenheiten wird das RVG nicht der Lebenswirklichkeit gerecht.
Die entstandenen Kosten werden oft nicht durch das RVG gedeckt. Dies wirkt sich
unmittelbar auf den Zugang zum Recht aus. Verfahren, die nicht kostendeckend
sind, werden von Rechtsanwalt*innen nicht immer Ubernommen. Insbesondere in
GroBstadten wird in Kanzleien immer mehr auf Honorarvereinbarungen
zurickgegriffen, die sich langst nicht alle Menschen leisten kénnen.

Die Rechtsanwaltin auf dem Land ist fur den Zugang zum Recht das, was die
Hausarztin im Gesundheitswesen ist. Um die flachendeckende Versorgung mit
Rechtsanwalt*innen sicherzustellen, muss die Rechtsanwaltsvergitung im Rahmen
des RVG deutlich erhéht werden. Momentan befindet sich ein Gesetz zur Anderung
des Justizkosten- und des Rechtsanwaltsvergitungsrechts
(Kostenrechtsanderungsgesetz 2021 — KostRAG 2021) im Gesetzgebungsverfahren.
Allerdings bleibt dies weit hinter den Forderungen der Bundesrechtsanwaltskammer
(BRAK) und des Deutschen Anwaltvereins (DAV) zuriick. Insbesondere wird bei
Beibehaltung dieses Gesetzesentwurfs immer noch nicht vollstandig erreicht, dass
die gestiegenen Kosten fiir den Kanzleibetrieb ausgeglichen werden. Des Weiteren
sollen die Anpassungszeitraume kiirzer werden. Der Deutsche Anwaltverein hat
schon lange einen Forderungskatalog von gewiinschten strukturellen Anderungen und
der Vorstellung der Anhebung der Geblhrentabelle zusammengestellt. Diese
Forderungen unterstitzen wir.
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2. Rechtsheratungsstellen an allen Amtsgerichten in Bayern

Wir fordern die Einrichtung von Rechtsberatungsstellen fir Menschen mit geringem
Einkommen an allen bayerischen Amtsgerichten. Gleichzeitig muss dieses Angebot
durch eine Informationskampagne allen Betroffenen zuganglich gemacht werden.

Viele Menschen fihlen sich, auch in Bayern, ,abgehangt” und nicht als Teil der
Gesellschaft. Einer der Grinde ist der fehlende flachendeckende Zugang zu
unserem Rechtssystem. Armut ist auch in Bayern vor allem ein weibliches Problem.
Die zweitgrofte Gruppe sind Alleinerziehende. Aktuell sind fast 43 % der
Alleinerziehenden in der Bundesrepublik von Armut bedroht. Dabei sind 9 von 10
Alleinerziehenden Frauen. Gerade sie haben oft nur ein geringes Einkommen zur
Verfligung und sind daher oft Bezieherinnen von Sozialleistungen. Sei es ein
Miet- oder Heizkostenzuschuss, Zuschisse fur Mittagessen in der KiTa oder fir
Musikunterricht. Nicht immer werden die berechtigten Sozialleistungen
reibungslos und in der richtigen Héhe ausbezahlt. Hinzu kommen Probleme mit
Arbeitgeber*innen und Vermieter*innen. Care-Arbeit wird nach wie vor nicht
honoriert mit der Folge, dass auch vor allem Frauen, die lebenslang wegen der
Pflege von Angehdrigen nur in Teilzeit berufstatig waren, von einer geringen
Rente leben missen. Gerade dann entsteht aber ein erhdhter Beratungsbedarf rund
um die Themen Pflege, Vorsorge und Betreuung.

Geld fir eine Rechtsschutzversicherung, die die Kosten einer anwaltlichen
Beratung oder Vertretung tragen wirde, fehlt. Auch das Instrument der
Beratungshilfe fihrt in der Praxis nicht dazu, dass diese Menschen auch
qualifizierten Rechtsrat erhalten. Rechtsmittel gegen fehlerhafte Bescheide,
Kiindigungen oder Sonstiges sind immer fristgebunden. Gleichzeitig ist es
schwierig, einen passenden Rechtsbeistand vor Ort zu finden, die/der
wirtschaftlich nicht rentable Beratungshilfemandate auch annehmen kann und will.

Hier sind wir gefordert, diese Menschen zur ermachtigen, sich um die
Angelegenheiten des taglichen Lebens zu kimmern und ihnen und ihren Familien die
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermdéglichen. Vereinzelt gibt es in
Bayern in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Anwaltverein e.V. bzw. den o6rtlichen
Anwaltvereinen bereits feste wochentliche Beratungssprechstunden in den
Amtsgerichten Augsburg, Dachau, Ebersberg, Minchen und Wolfratshausen. Die
Ausweitung dieses Angebots ist unbedingt voranzutreiben, um zu gewahrleisten,
dass in ganz Bayern, in der Stadt und auf dem Land, alle Blrger*innen unabhangig
von ihrem Wohnort, Bildungsgrad und Einkommen Zugang zu unserem Rechtssystem
erhalten. Gleichwertige Lebensverhaltnisse gehdren verstarkt in den Fokus
unserer politischen Arbeit. Sie herzustellen férdert das Vertrauen in einen
gerechten Rechtsstaat und die Demokratie.

Ganz konkret fordern wir:

Seite 2/5



70
71

72
73

74
75

76

77

78
79
80
81
82
83
84
85
86
87
88

89
90

91
92
93
94
95
96
97
98
99
100

102
103

104
105
106
107

A12NEU Zugang zum Recht fir alle!

- Die Einrichtung von Rechtsberatungsstellen mit juristisch ausgebildeten
Beratungspersonen an allen Bayerischen Amtsgerichten

- Eine groR angelegte Informationskampagne in Amtern, Beratungsstellen, KiTas,
Schulen, (Sport-)Vereinen, 6ffentlichen Platzen, sozialen Medien

- Die Vernetzung mit den Anwaltvereinen und bereits bestehenden Beratungsstellen
wie z.B. Pflegestitzpunkte, Schuldnerberatungsstellen der caritativen Trager,
Asylsozialberatungsstellen, Frauenhduser

3. Bayerisches Schlichtungsgesetz wieder erweitern

Um die Amtsgerichte zu entlasten, fordern wir zudem die Wiedereinfiihrung des
bayerischen Schlichtungsgesetzes in seiner urspringlichen Form. Kinftig soll
dieses wieder fiir Rechtsstreitigkeiten mit geringem Streitwert verpflichtend
angewendet werden missen. Dafir kann der Streitwert von bis zu 750,00 €
angesetzt werden. Nach dieser friiheren Rechtslage war fir solche Streitigkeiten
zwingend ein Schlichtungsverfahren vor einer anerkannten Schlichtungs- oder
Gltestelle durchzufiihren, bevor geklagt werden kann. Gerade in diesem geringen
Streitwertbereich kénnen Probleme im Vorfeld zwischen den Parteien
einvernehmlich geldst werden und missten nicht unbedingt vor Gericht landen.
Durch ein solches wieder erweitertes Schlichtungsgesetz werden die Amtsgerichte
entlastet und dadurch wichtige Kapazitaten frei.

4. Jugendamter personell und finanziell aufstocken und
Unterhaltsvorschussabteilungen ausbauen

Wir fordern die personelle Aufstockung der Jugendamter: Die
Erziehungsberatungsstellen der Jugendamter sind personell nicht gut aufgestellt
mit der Folge, dass viele Verfahren zur Regelung des Umgangsrechts vor den
Amtsgerichten verhandelt werden. Fir alle Beteiligten ist dies in der Regel
nicht der optimale Weg. Gerade fiir Menschen mit geringem Einkommen, denn der
Umgang kann zwischen den Parteien einvernehmlich mit dem Jugendamt kostenfrei
vereinbart werden. Zudem sind die Mitarbeiter*innen der Jugendamter hierfiir
besser ausgebildet als Richter*innen und Rechtsanwalt*innen. Es kommt hinzu,
dass aufgrund der schlechten personellen Ausstattung der Jugendamter das
Kindeswohl erst viel zu spat in den Fokus der Arbeit ricken kann. Die vielen
guten Hilfsangebote der Jugendamter zur Unterstitzung von Familien und
Alleinerziehenden sind meist nur Theorien, weil das Personal fir die Umsetzung
fehlt.

Wir fordern die personelle Aufstockung der Unterhaltsvorschussabteilungen der
Jugendamter: Seit der Novellierung der gesetzlichen Regelung zum
Unterhaltsvorschuss im Jahr 2017 hat sich die Zahl der Kinder, die Leistungen
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nach dem Unterhaltsvorschussgesetz erhalten, verdoppelt. Im Jahr 2019 wurden
bundesweit 2,18 Milliarden Euro ausbezahlt. Nur 17 % hiervon wurde von den
Unterhaltspflichtigen wieder beigetrieben mit der Folge, dass im Staatshaushalt
eine Belastung von 1,8 Milliarden Euro verbleibt. Dieses Geld ware jedoch
dringend notwendig, um die oben beschriebene bessere Ausstattung der Jugendamter
finanzieren zu koénnen.

5. Mobile Rechtsberatung vor allem in Flachenlandkreisen unterstiitzen

Insbesondere in ostdeutschen Bundeslandern, wo durch die Zusammenlegung von
Landkreisen die Wege zur Kreisstadt langer geworden sind, gibt es bereits viele
sehr gute Beispiele dafiir, wie es die Anwaltschaft aus eigenem Antrieb geschafft
hat, zum einen besser Mandate zu generieren und zum anderen unkompliziert
sicherzustellen, dass alle Biirgerinnen und Biirger des Landkreises Zugang zum
Rechtssystem haben. Bereits bestehende Modelle sind entweder eine ,Bauwagen-
Sozietat”, bei der mehrere Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte zusammen einen
Bauwagen in ein richtiges Biro umgewandelt haben und nach Ricksprache mit den
Blirgermeister*innen der einzelnen Stadte eines Landkreises reihum an festen
Tagen Rechtsberatung vor der Haustiire anbieten. Alternativ dazu gibt es das
Modell auch in Raumlichkeiten der Rathauser oder sonstigen 6ffentlichen
Einrichtungen. Dies ist insbesondere fiir Menschen, die aus finanziellen oder
Altersgrinden nicht (mehr) mobil sind, eine gute Méglichkeit, Zugang zu
anwaltlicher Vertretung zu bekommen. Um dieses Modell voranzutreiben, sollte es
finanziell vom Justizministerium unterstitzt werden.

6. Gruppenklage

Elementar fiir einen besseren Zugang zum Recht in sehr vielen Fallen ist die
Einflihrung kollektiver Klagemdglichkeiten (Musterfeststellungsklage,
Sammelklageverfahren oder auch: Gruppenklage). Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN hat dazu in den Bundestag einen Gesetzentwurf eingebracht
(Bundestagsdrucksache-Nummer 19/243). Derzeit gibt es das Problem, dass die von
rechtswidrigen Handlungen Betroffenen nur in den seltensten Fallen auf
Instrumente kollektiven Rechtsschutzes zurickgreifen kénnen, um ihre Anspriche
gemeinsam durchzusetzen. Sehr deutlich wurde dies bei den Klagen gegen
Autohersteller wegen des Abgasskandals. Eine einfache und effektive
Gruppenklage-Moglichkeit kann in den Fallen, in denen sehr viele Personen
gemeinsam Anspriche haben, den Zugang zum Recht erleichtern und somit auch einen
Beitrag zur Entlastung der Gerichte leisten.

7. Unbefriedigter Rechtsbedarf (,unmet legal needs”): Gibt es zu hohe Hiirden?

Die Bundesregierung hat nach langem Drangen - u.a. durch die Bundestagsfraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - eine Studie in Auftrag gegeben, um zu kléren, welche
Ursachen es hat, dass die Zahl der Gerichtsverfahren in manchen Bereichen -
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146 insbesondere im Zivilrecht - seit Jahren zurickgeht. Es ist zu beflirchten, dass
147 dieser Rickgang auch daran liegt, dass viele Personen auf an sich berechtigte
148 Anspriche verzichten, weil fir sie die Hirden fir ihre Rechtsdurchsetzung zu

149 hoch sind. Darum ist es notwendig, dass kinftig kontinuierlich die

150 rechtssoziologische und rechtsempirische Forschung zu diesen Fragen etabliert
151 und ausgebaut wird. Erganzend zu den Aufgaben der Bundesebene sollte an dieser
152 Stelle auch das Bayerische Staatsministerium der Justiz Initiativen ergreifen
153 und die entsprechende Forschung unterstiitzen.

154 8. Sozialrecht: Anwalt*innen und Verbande besser ausstatten - Revisionen
155 erleichtern

156 Fir Menschen mit geringen finanziellen Mdglichkeiten ist gerade das Sozialrecht
157 und die Sozialgerichtsbarkeit oftmals die zentrale Stelle, um ihre Anspriiche

158 durchsetzen zu kdénnen. Hier sollte die Deckelung von Sozialgerichtsgebiihren und
159 damit auch der Anwaltskosten dazu fiihren, dass der Zugang zu den Gerichten

160 erleichtert wird. Tatsachlich wird nun aber von vielen Gerichten und

161 Expert*innen vor diesem Hintergrund beklagt, dass die Qualitat der anwaltlichen
162 Vertretung oftmals eher gering ist. Es ist auch fir die Anwaltskanzleien nicht
163 zu leisten, Kenntnisse zu erwerben in einem Bereich, in dem die Kosten nicht

164 gedeckt werden kénnen und schon gar nicht an das Erzielen von Gewinnen zu denken
165 ist. Somit konnte durch eine Erhdéhung der méglichen Einnahmen fiir die

166 Rechtsanwalt*innen im Sozialrecht es etlichen Kanzleien erleichtert werden, in
167 diesem Feld tatig zu werden und zu bleiben. Diese Schwierigkeit haben freilich
168 nicht alle Beteiligten, es ist aber ein immer wieder berichtetes Phanomen, dass
169 die geringen Kosten zu QualitatseinbuBen fihren kénnen. Dies fiihrt auch dazu,
170 dass etwa Revisionen an formalen Hiirden scheitern, obwohl die aufgeworfenen

e Rechtsfragen durchaus von grundsatzlicher Bedeutung sind. Darum ware es

172 sinnvoll, wenn durch entsprechende Anderungen der Bundesgesetze erméglicht

173 wiirde, dass in diesem Bereich die Revisionsgerichte mehr Spielraum bekommen, um
174 formelle Defizite zu lberwinden. AuBerdem ist es wichtig, dass die Verbande in
175 diesem Bereich gestarkt werden und es ihnen erleichtert wird, ihre Beratungs-
176 und Vertretungsleistungen noch mehr Personen in noch besserer Qualitat und mit
77 einer noch groBeren Intensitdt anzubieten. Dies kann etwa durch (erhdhte)

178 staatliche Finanzzuschiisse erreicht werden.

179 Diese vorgeschlagenen MaBnahmen waren ein Schritt, um allen Menschen einen
180 besseren Zugang zum Recht zu erméglichen. Dies kann somit ein Teil einer
181 notwendigen umfassenden Starkung der Sozialpolitik sein.
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A13NEU Arbeitsgruppe Vielfaltige Partei

Gremium: Landesausschuss
Beschlussdatum: 12.12.2020

Der LDK Beschluss 2019 aus Lindau ,Solidaritat unter den Geschlechtern:
Geschlechtliche Vielfalt innerhalb der Partei — gleichberechtigte Teilhabe
ermoglichen” wird erweitert:

Wir Grinen wollen allen Menschen unabhdngig von ethnischer Herkunft und

Nationalitat, Geschlecht oder Geschlechtsidentitat, sexueller Orientierung,
Religion und Weltanschauung, Alter oder Behinderung eine gleichberechtigte
Teilhabe sowohl in der Gesellschaft als auch in unserer Partei ermdglichen.

Wir wollen die vielfaltigen Perspektiven der gesamten Gesellschaft in unserer
Partei abbilden. Leider sind groBe Gesellschaftliche Gruppe in unseren

Parteistrukturen unterreprasentiert. Dazu gehdren u.a. Menschen mit niedrigen
soziodkonomischen Status und/oder einem nichtakademischen Bildungshintergrund.

Der Landesvorstand fihrt zusammen mit den thematisch zustandigen Gremien den
zwei-jahrigen offenen Diskussionsprozess fort. Dabei ist auch der Austausch mit
Verbanden sowie der Wissenschaft und juristischen Expert*innen zu suchen. Bei
dem Prozess sollen Vorschlage entwickelt werden, wie wir Vielfalt in unserer
Partei angemessen sichtbar machen und bericksichtigen wollen. Die bereits
gegrindete AG Vielfalt soll neben den dort bereits geplanten Themenbereichen
(Vielfaltsrat, Vielfaltskongress, Vielfaltsreferat, Empowerment) auch
ergebnisoffen Uber eine Vielfalts-Quote fir gerechte Reprasentanz diskutieren.
Die erarbeiteten Vorschlage werden am Ende des Prozesses der LDK vorgelegt.
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A14ANEU Transparenz, Mitbestimmung, Chancengerechtigkeit - Fiir ein
zukunftsweisendes Hochschulrecht in Bayern

Gremium: Landesausschuss
Beschlussdatum: 12.12.2020

Die Corona-Pandemie zeigt uns sehr deutlich, welche existenzielle Rolle
Wissenschaft und wissenschaftliche Erkenntnis fiir unsere Gesellschaft spielt.
Noch kurz davor hatte es wahrscheinlich niemand fiir méglich gehalten, dass
Virolog*innen zu Superstars werden und der Kanal eines Charité-Professors zu
einem der beliebtesten Podcasts in Deutschland wird.

Unsere Gesellschaft steht vor groBen Herausforderungen — nicht nur angesichts
der Corona-Pandemie. Klimakrise und Umweltzerstdrung, gesellschaftliche
Ungleichheiten und zunehmende gesellschaftliche Spaltung sind die groRen
Herausforderungen unserer Zeit. Eine Schlisselrolle bei deren Lésung haben
unsere Hochschulen. Sie forschen und lehren, damit wir die Antworten fir die
wichtigen sozialen, gesellschaftlichen, 6konomischen und ékologischen Fragen
haben.

Wir Grinen wollen den Wissenschaftsstandort Bayern zukunftsfahig aufstellen.
Daflir braucht es neben angewandter Forschung in allen Bereichen insbesondere
auch Geistes- und Sozialwissenschaften, die sich zum Beispiel mit unserem
Zusammenleben und der gesellschaftlichen Transformation beschaftigen. Und
natlurlich brauchen wir auch Lehre, die eng an die Forschung geknlipft ist.

Fir einen innovativen Wissenschaftsstandort Bayern braucht es ein
zukunftsweisendes Hochschulgesetz, das die veralteten Paradigmen der
unternehmerischen Hochschule und der Ordinarienuniversitat endlich hinter sich
lasst und demokratische und diverse Hochschulen ermoéglicht. Wissenschaft in
Freiheit und Verantwortung, die in der Lage ist, die Herausforderungen der
Zukunft zu untersuchen und Losungen zu identifizieren, zeichnet sich durch
Transparenz, Mitbestimmung, Diversitat und Nachhaltigkeit aus.

Nachhaltigkeit als Aufgabe

Nachhaltigkeit und sozial-dkologische Fragestellungen sind die zentralen Themen
unserer Zeit. Nachhaltiges Handeln muss Aufgabe und Leitbild unserer Hochschulen
werden. Sie missen in die Lage versetzt werden, Forschung und Ldsungen in Sachen
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A14NEU Transparenz, Mitbestimmung, Chancengerechtigkeit - Fur ein zukunftsweisendes
Hochschulrecht in Bayern

Nachhaltigkeit schnell in die Praxis zu uberfihren. Wir wollen auBerdem
tierversuchsfreie Forschung und Lehre férdern.

Finanzierung und Infrastruktur

Um die Forschung in Sachen Nachhaltigkeit, Klima und Umwelt zu befdérdern,
braucht es aber nicht nur hochschulrechtliche Rahmenbedingungen, sondern
insbesondere auch eine sichergestellte Finanzierung. Eine solide
Grundfinanzierung schafft die Basis fiir gute Beschaftigungsbedingungen und
wissenschaftliche Freiheit. Forschung, die nur wirtschaftlichen Zwangen
unterstellt ist, kann keine Innovationen hervorbringen.
Finanzierungsmodglichkeiten iber Gebihren fir Studierende, sowohl direkte (z.B.
Studiengebihren fir Nicht-EU-Auslander*innen) oder indirekte Studiengebiihren
(z.B. Verwaltungsgebiihren) lehnen wir konsequent ab.

Deswegen setzen wir uns fur eine Transparenzklausel bei der Einwerbung von
Drittmitteln ein, wie andere Bundeslander es vormachen. So kann leicht
recherchiert werden, von wem Forschungsprojekte finanziert werden und ob es
wirtschaftliche Interessenskonflikte dabei gibt.

Nicht zuletzt sind auch die Raume, in denen Forschung und Lehre stattfindet,
grundlegend fir ihr Gelingen. Leider sind es keine Einzelfalle, dass
Forscher*innen in Bayern wortwdrtlich die Decke auf den Kopf fallt oder
Studierende neben sich das Wasser von der Decke tropfen hdéren, wahrend sie in
der Bibliothek iber Biichern briten. Es braucht endlich einen Plan, um den
unfassbaren Sanierungsstau der bayerischen Hochschulen von Uber 5,8 Milliarden
Euro abzubauen.

Wissenstransfer

Die Hochschulen missen in die Lage versetzt werden, ihre wissenschaftlichen
Erkenntnisse auch der Allgemeinheit zur Verfligung zu stellen. Wie
Wissenschaftler*innen das gelingen kann, sieht man in der derzeitigen Corona-
Pandemie. Gleichwohl ist das nur ein sehr kleiner Teil sehr engagierter
Forscher*innen, die sich die Zeit fir Wissenschaftskommunikation nehmen konnen.
Ihnen steht ein ganzes Heer pseudowissenschaftlicher Publizist*innen gegeniiber.
Wollen wir Fake News und Verschwdrungsmythen entgegenwirken, brauchen wir mehr
professionelle Wissenschaftskommunikation. Dazu braucht es verlassliche
Karrierewege in dem Bereich, eine solide Ausstattung und mehr entsprechende Aus-
und Weiterbildungsangebote.

Wir streben nach dem baden-wirttembergischen Vorbild eine obligatorische Open-
Acces-Zweitverdffentlichung fir Forschungsergebnisse an, die mit 6ffentlichen
Mitteln erlangt wurden. So kann nicht nur die Allgemeinheit an aktuellen

Seite 2/5



67

68
69
70
71
72

73

74
75
76
77
78

79
80
81
82
83
84

85
86
87
88
89
90
91

92

93
94
95
96
97
98
99
100

102
103

A14NEU Transparenz, Mitbestimmung, Chancengerechtigkeit - Fur ein zukunftsweisendes
Hochschulrecht in Bayern

wissenschaftlichen Erkenntnissen teilhaben, sondern man wirkt auch dem Oligopol
der wenigen groflen Wissenschaftsverlage entgegen.

Studierenden, Alumni und Forscher*innen sollen die Hochschulen Unterstiitzung in
Form von Raumlichkeiten, IT- und Bibliotheksinfrastruktur zur Verfligung stellen,
um ihnen damit bei der Grindung von Start-Ups, gemeinnitzigen Unternehmen und
anderen Innovationen unter die Arme greifen. Mit Zugriff auf o6ffentliche
Forschungsergebnisse konnen sie diese in ihre Griindungsideen einflielen lassen.

Demokratische Governance

Die Plane der Staatsregierung, den Prasidien der Hochschulen noch mehr
Machtbefugnisse zu libertragen und den hochschulinternen Gremien weitere Rechte
zu entziehen, lehnen wir entschieden ab. Unter dem Deckmantel der
unternehmerischen Hochschule soll es hier in ein Zeitalter zuriickgehen, das
dunkler klingt als die Ordinarienuniversitat vor den Reformen nach 1968.

Wissenschaft ist ein Diskussionsprozess auf Augenhdhe. Sie ist in ihrer
Arbeitsweise demokratisch. Entsprechend missen die Beteiligungsstrukturen der
Hochschulen demokratisch sein. Wir wollen Hochschulgremien in Bayern paritatisch
nach Geschlecht und in allen Entscheidungen, in denen dies zuldssig ist,
viertelparitatisch nach Statusgruppe besetzen, nachdem viele Hochschulen in
anderen Bundeslandern damit bereits sehr gute Erfahrungen machen.

Fir eine gelingende Mitbestimmung ist aber auch auch die Interessenvertretung
der Statusgruppen zentral. Die Studierenden sind zwar die grdfRte Gruppe an
Bayerns Hochschulen, jedoch auch die, die am meisten von anderen abhangig ist.
Deswegen gehdrt fir uns die Wiedereinfiihrung einer selbstverwalteten
Studierendenschaft zwingend zu einer Hochschulrechtsnovelle. Durch diese kdénnen
dann auch Vertrage geschlossen werden, um bspw. deutlich einfacher
Semestertickets zu ermdéglichen.

Diversitat

Wissenschaft braucht die Diversitat ihrer Mitglieder und Fachrichtungen. Hierzu
bedarf es offener, diskriminierungsfreier Zugange zur Hochschule, ein
selbstbestimmtes Studium und einer Gleichstellungspolitik, die ihren Namen
verdient. Dreh- und Angelpunkt sind Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte, die
ihren Aufgaben vollumfanglich nachkommen kdnnen mit ausreichend Rechten,
Finanzierung und Personal. Sie sollen auch in wichtigen Gremien wie den
Hochschulleitungen und den Hochschulraten ihr Stimmrecht ausiben. Sie sollen
mehr Einflussméglichkeiten auf Berufungen, Einstellungs- und Bleibeverhandlungen
erhalten.
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In der jetzigen Situation kdénnen Gelder der Frauenbeauftragten nur fir Frauen
ausgegeben werden. Das hat beispielsweise zur Folge, dass Vater aus diesen
Mitteln keine Gelder fir Kinderbetreuung beantragen kdonnen — Familie bleibt
somit ein Frauenthema. Die Mdglichkeiten der Frauenbeauftragten, Mittel fir
Frauenforderung und Gleichstellung auszugeben, sollen ausgeweitet werden.

Wir stellen uns eine Hochschule vor, in der sowohl die Professor*innenschaft als
auch die Gremien gleichberechtigt besetzt sind. Daher schlagen wir ein
Kaskadenmodell fir die Berufung von Professor*innen vor und wollen

Hochschulgremien paritatisch besetzen. So schaffen wir weibliche Rollenvorbilder
und bringen auch die Sicht von Frauen in den Gremien ein.

Fir andere Formen der Diskriminierung, ebenso wie fiir sexuelle Belastigung soll
es klare Ansprechpartner*innen an den Hochschulen geben, die fiir Awareness und
Beratung zustandig sind, aber auch als Ombudspersonen auftreten sollen.

Zudem braucht es verbindliche Gleichstellungskonzepte. Die Vereinbarkeit von
Studium, Lehre und Forschung mit familidren, Betreuungs-, Pflege- und weiteren
Verpflichtungen ist fir uns ein Muss.

Studium und Lehre

Zur besseren Vereinbarkeit von Studium und Familie wollen wir ein Recht auf
Teilzeitstudium verankern. Das wirde auch zu einer besseren Durchlassigkeit
zwischen Ausbildung und Studium fdhren, da ein berufsbegleitendes Studium somit
viel einfacher realisierbar wird.

Hochschullehrer*innen sollen mit ihren Doktorand*innen verpflichtende
Promotionsvereinbarungen eingehen, in denen Ziele und
Qualitatssicherungsinstrumente festgehalten werden. Gleichzeitig sollen
forschungsstarke Fachbereiche der Hochschulen fir angewandte Wissenschaften
ebenfalls ein Promotionsrecht bekommen.

Gute Arbeit in der Wissenschaft

Eine auskémmliche staatliche Grundfinanzierung soll prekare
Beschaftigungsbedingungen vermeiden. Daueraufgaben sollen in Zukunft auch von
Dauerstellen wahrgenommen werden. Wir wollen es ermdglichen, dass
Lehrbeauftragte, die oft schon viele Jahre in dem Bereich tatig sind, sich auch
auf diese Stellen bewerben kdénnen. Die Lehrauftrage sollen damit wieder ihren
erganzenden Charakter bekommen. Gleichzeitig sollen die Lehrbeauftragten auch
das Recht bekommen, sich in die akademischen Gremien einzubringen.

Flir den wissenschaftlichen Nachwuchs braucht es verlassliche
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Karriereperspektiven.
FiiBe gestellt werden.

sollen mittelfristig
Arbeitsmdéglichkeiten

Das Tenure-Track-Modell soll dafur auf rechtlich sicherere
In Wissenschaftsmanagement und Wissenschaftskommunikation
eigene Karrierewege entstehen, die gute

fir Absolvent*innen bilden.
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A15NEU Fir eine geschlechtergerechte Darstellung von Weiblichkeit in
den Medien

Gremium: Landesausschuss
Beschlussdatum: 12.12.2020

Unsere Gesellschaft besteht zu einem groBen Teil aus Sprache, Bildern und
Symbolen und pragt diese gleichermallen in einem Kreislauf. Dabei kdnnen neue
Bilder geschaffen werden aber auch alte manifestiert werden. Deshalb spielt die
Darstellung von Weiblichkeit in den Medien, egal ob digital oder analog, eine
grolBe Rolle dabei, was Frauen gesellschaftlich zugestanden und zugetraut wird
und tragt somit bei Grenzen des Méglichen fir Individuen zu setzen. Die
Medienwelt spiegelt nach wie vor ein sehr stark vom Patriarchat gepragtes
Rollenverstandnis von Weiblichkeit wider. Dieses gilt es im Kampf fir
Gleichstellung zu iiberwinden. Als GRUNE miissen wir hier an vorderster Front
voran gehen, auf das Thema aufmerksam machen und aktiv gegensteuern.

Darstellung von Expert*innen in traditionellen Medien (Fernsehen und Print-
Medien)

In aulBergewdhnlichen Zeiten, wie die der Corona Pandemie, haben Expert*innen
Meinungen Hochkonjunktur. Und obwohl alle Geschlechter von der Pandemie
betroffen waren und sind, waren Frauen im Fernsehen mit nur 22% deutlich
unterreprasentiert. Besonders im medizinischen Bereich ist dies auffallig, da
Frauen mit 47% knapp die Halfte der Mediziner*innen stellen und auch im Bereich
Virologie und Epidemiologie mit 45% gut reprasentiert sind, aber nur in 17% der
Falle als Expertinnen vorkamen. Ein ahnliches Bild zeigt sich in der Pflege, in
der Frauen auch nur in 17% der Falle als Expertinnen befragt wurden. Die
Abwesenheit von weiblichen Stimmen nimmt Einfluss auf den Verlauf des
6ffentlichen Diskurses und bestimmt dessen Richtung. Fir eine
geschlechtergerechte Welt ist es daher essenziell, dass weibliche Expertinnen
gleichermaBen gehdért werden und somit eine vielseitigere Debatte entstehen kann.

Forderungen:

e ,Female First” Prinzip: Redaktionen von 6ffentlich-rechtlichen Sendern
missen durch Rundfunk und Fernseh-Rate dazu angehalten werden, immer
zuerst Expertinnen anzufragen.
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e Globale Expertinnen anfordern: Sollten keine weiblichen Expertinnen im
Inland oder deutschsprachigem Raum verfiigbar sein, sollte die Suche auf
internationale Expertinnen erweitert werden. Dies erweitert nicht nur den
Pool an Expertinnen erheblich, sondern férdert zudem einen breiteren Blick
auf Themen mit internationaler Perspektive.

e “Virtuelle Prasenz ist gleichwertig” Prinzip: Corona hat uns gezeigt, dass
zugeschaltete Gaste an der Debatte teilhaben kénnen.

Darstellung von Frauen in Film und Fernsehen

Unterhaltungsmedien pragen unsere Vorstellung von Rollenbildern stark und
dennoch sind weibliche Rollen noch immer erheblich unterreprasentiert oder
einseitig. Uber alle Fernsehprogramme hinweg kommen auf eine Frau zwei Manner
und wenn sie gezeigt werden, dann mehr als doppelt so haufig im Kontext von
Beziehungen und Partnerschaft. Zudem nimmt die Darstellung mit dem Alter
sukzessiv ab: Sind unter den 20 bis 30-Jahrigen, Frauen und Manner noch
gleichermaBen vertreten, verringert sich dies erst auf eins zu zwei und dann
sogar ab 50 Jahren auf eins zu drei. In Kinderprogrammen ist ein ahnliches und
teils noch gravierenderes Bild zu beobachten. Zum Beispiel wachst der
Unterschied in der fiktionalen Fantasiewelt von Tierfiguren sogar auf eins zu
neun an.

Forderungen

e Foérdertdpfe anpassen: Viele Produktionen werden staatlich gefdrdert und
kdnnen somit steuernden gleichstellungspolitischen Kriterien unterworfen
werden. Wir streben an, bei der Vergabe von Mitteln ein Gender Budgeting
einzufuhren.

e Diversitatskriterien bei Preisverleihungen: Preise, die von o6ffentlichen
Institutionen vergeben werden, sollten an die Erfillung von
Diversitatskriterien gebunden werden. Preisverleihungsgremien sollten
streng quotiert werden.

e Selbstverpflichtungen: Private Produktionsfirmen sollten dazu angehalten
werden, eine Selbstverpflichtung zur Férderung von Vielfalt in ihren
Produktionen zu erfillen.

Darstellung von Frauen in der Werbung

Werbung zielt direkt darauf ab unser Konsumverhalten zu manipulieren. Dies
geschieht indem Bedirfnisse geweckt werden. Wenn Frauen in der Werbung
sexualisiert dargestellt werden, geht es nicht nur darum alte Rollenbilder zu
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verfestigen, sondern auch um neue davon abgeleitete Bedirfnisse fir die Zukunft.
Deshalb ist es essenziell, dass in dieser Branche darauf geachtet wird, eine
gleichgestellte und diverse Gesellschaft abzubilden. Junge Frauen bendtigen
vielfaltig Rollenbilder, die als Vorbildfunktion nicht nur in Filmen und Serien
oder als Expertinnen auftreten, sondern auch in der Produktwerbung fir Marken
werben. Durch die Aktion Werbemelder*innen aus 2018 von Pink Stinks wurde dieses
Thema in Deutschland 6ffentlicher und die Agenturen traten in den Dialog. Darauf
Bezug nehmend wurde in 2020 von der Agentur Scholz & Friends eine Abteilung fur
Inklusion, Diversitat und Gleichstellung aufgebaut, die einen Aktionsplan
verfasste, um die Gleichstellung bis 2022 voranzutreiben. Diese Entwicklungen
missen wir als GRUNE unterstiitzen und férdern.

Forderung:

e Nationales Giitesiegel fir Sexismus-freie, diverse und inklusive
Kommunikation entwickeln und somit der Agenturwelt eine Zertifizierung
anbieten.

e Die Zusammensetzung des Werberats muss Diversitatskriterien erfillen

Darstellung von Frauen in digitalen und KI basierten Medien

Unsere Welt wird immer starker von kinstlicher Intelligenz beeinflusst und
greift somit in alle Bereiche unseres Lebens ein. Auch digitale Medien sind
stark von den Ihnen zugrundeliegenden Algorithmen beeinflusst und tragen einen
immer groRer werdenden Teil zur Wahrnehmung der Frauen in der Gesellschaft bei.
Aktuell ist eine massive Verzerrung der weiblichen Lebenswirklichkeit von Frauen
in digitalen Raumen zu beobachten.

So verandert die Bildwelt z. B. auf Instagram die Selbstwahrnehmung junger
Frauen.

Sog. DeepFakes sind eine Algorithmen-basierte Form der Content Kreation, in der
Personen oder ihre Inhalte in einen neuen Sinnzusammenhang gestellt werden.
Diese Technik tragt dazu bei, dass Inhalte von Frauen gefalscht werden oder,
dass sie als Sexobjekte missbraucht werden. Betroffene von DeepFakes und
digitaler Gewalt missen - etwa bei der Durchsetzung ihrer Rechte - wirksam
unterstitzt werden.

Die differenzierte Darstellung von Frauen wird von geschlechterblinden
Algorithmen aus den Medien verdrangt. Nachrichten und andere digitale Inhalte
werden von Bots und Systemen der kinstlichen Intelligenz erstellt. Es missen
Richtlinien fur geschlechtergerechte Entwicklung von Anwendungen entwickelt und
Unternehmen zur diskriminierungsfreien Ausgestaltung von Algorithmen
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A15NEU Fir eine geschlechtergerechte Darstellung von Weiblichkeit in den Medien

100 verpflichtet werden, um damit der medialen Reproduktion von gesellschaftlichem
101 Bias entgegenzuwirken.

102 Forderung:

103 e Schutz vor Diskriminierung durch die Sicherstellung von gendersensiblen
104 Algorithmen, transparenten Codes und - wenn notwendig Anwendung

105 synthetischer/kinstlich kreierter Datensatze, anhand derer die KI

106 trainiert wird. Siehe auch &hnliche Antrage.

107 e Verbandsklagerecht um Verbraucher*innen zu schiitzen.

108 e Vertrage zwischen Influencer*innen und Unternehmen: Darauf hinwirken, dass
109 Vertrage bestimmte Kriterien erfillen missen wie z.B. die Offenlegung von
110 Filtern

111 e Richtlinien fiir Redakteur*innen und Werbung bei der Ubernahme von

112 automatisierten Inhalten, um das Risiko der Algorithmen-basierten

113 Reproduktion von Bias zu reduzieren.

114 e Foérderung von Studien zu den Auswirkungen von Social Media auf unsere

115 Psyche und unser Gehirn

116 e Praventionsarbeit und Férderung der Medienkompetenz bei Erzieher*innen,

117 Lehrkraften und Eltern
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A16NEU STARKUNG VON KONTROLLEN TIERHALTENDER BETRIEBE
UND KONSEQUENTER VOLLZUG BEI VERSTOSSEN GEGEN DAS
TIERSCHUTZGESETZ

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

In Deutschland werden jahrlich ca. 750 Millionen Tiere geschlachtet. Die
allermeisten werden in konventionellen Betrieben geziichtet und gemdstet. Selbst
Tiere aus biologi- scher oder weitgehend tiergerechter Tierhaltung werden im
Regelfall in Schlachthdéfen ge- schlachtet, in denen auch Tiere aus
konventioneller Tierhaltung getdtet werden. Die aller- meisten Schlachthéfe in
Deutschland sind ,bio“zertifiziert.

Bayern gehdért zu den Bundeslandern mit den groBten Tierbestanden bei Rindern,
Schweinen und Gefligel. Gleichwohl werden im Freistaat Betriebe bundesweit am
sel- tensten kontrolliert - im Schnitt alle 48 Jahre, wie eine Bundestagsanfrage
der FDP 2018 ergab. Weitere Anfragen, auch der Grinen, ergaben, dass in rund 20%
der Kontrollen VerstoBe festgestellt werden, aber nur in 20% dieser Falle
lberhaupt MaBnahmen einge- leitet werden. Bei allen anderen VerstoBen kommen die
Verursacher*innen mit der Auffor- derung zur Behebung davon.

Laut Strafrechtler Prof. Jens Bilte, Universitat Mannheim, wird kein Gesetz so
oft gebro- chen, wie das Tierschutzgesetz (TSchG). Die konventionelle
Tierhaltung in Deutschland befindet sich in der Regel permanent in einem
Rechtsbruch, seit Jahrzehnten. Das Kupie- ren von Schweineschwanzen und
Schnabeln von Gefligel, die betaubungslose Kastration mannlicher Ferkeln durch
Landwirt*innen, die Haltung von Zuchtsauen in Kastenstanden - all das ist
mehrfach gerichtlich bestatigter VerstoBR gegen geltendes Recht. Hinzu kom- men
VerstdBe gegen die Aufsichtspflicht, durch Nicht-Versorgung und -Behandlung
kran- ker Tiere, die oft tierschutzgesetzwidrig zur Schlachtung gebracht werden,
(z.B. Schweine mit Gelenkverletzungen und -entzindungen, die bei Uber 90% der
Tiere bei der Schlach- tung festzustellen sind) und bei Schlachtungen mit
mangelhafter Betdaubung. Laut einer Anfrage der Grinen im Bundestag von 2012
werden bis zu neun Prozent der Rinder nicht richtig betaubt, bei Schweinen
belauft sich die "Fehlbetdubungsquote" auf bis zu zw6lf Prozent. Bei kleinen
Schlachthéfen liegt die Fehlbetaubungsquote bei bis zu 44% (Q: ASS 2018).

Lediglich im Tierschutz wird ,Wirtschaftlichkeit” als Grund bei VerstoBen oft
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A16NEU STARKUNG VON KONTROLLEN TIERHALTENDER BETRIEBE UND
KONSEQUENTER VOLLZUG BEI VERSTOSSEN GEGEN DAS TIERSCHUTZGESETZ

strafmildernd ausgelegt und der ,verninftige Grund“ als Rechtsgrundlage fir das
Toten von Tieren so ad absurdum gefiihrt. Ublicherweise ist ,Wirtschaftlichkeit”
im Strafrecht hingegen ein Merkmal von Niedertracht. Nur bei VerstéBen gegen das
Tierschutzgesetz wirkt sich also Habgier strafmildernd aus.

Unzahlige dieser Beispiele von VerstoBen gegen das TSchG sind in Bildern, Videos
und Berichten belegt. Was ehemals als Einzelfalle bezeichnet wurde, ist
regelmaRig seit vielen Jahren eine Aneinanderreihung von Skandalen. Viele
Landwirt*innen sorgen sich im Rah- men der Auflagen und oft auch dariber hinaus
um ihre Tiere. Die VerstoBe aber macht das nicht wett. Oft bleiben Konsequenzen
aus oder sind viel zu harmlos. Denn, so Prof. Dr. Jens Bilte: "Wer eine
Tierqualerei begeht, wird bestraft, wer sie tausendfach begeht, bleibt straflos
und kann sogar mit staatlicher Subventionierung rechnen."

Die sinnvollste Mdéglichkeit, all diese Rechtsbriiche zum Leidwesen von fihlenden,
intelli- genten und sozialen Lebewesen zu minimieren, ist ein funktionsfahiger,
effizienter und ef- fektiver Kontrollapparat sowie konsequente und finanziell
schmerzhafte Strafen. Neben BuBgeldern sind dies Gewinnabschdépfung sowie
Tierhaltungsverbote.

Deswegen setzen wir GRUNE in Bayern uns auf politischer Ebene und in Mandaten in
Kreisen und Stadten, Regierungsbezirken und im Landtag fiir folgende MaRnahmen
ein:

1. Personelle Aufstockung der Kontrollbehdrden wie KBLV (Kontrollbehdrde fir
Lebensmittelsicherheit und Veterinarwesen) und Veterinaramtern

2. Benennung von hauptamtlichen Tierschutzbeauftragten in allen
Landratsamtern

3. Deutliche Taktverdichtung von unangekindigten und unabhdngigen Kontrollen
auch mit Begleitung durch Polizeibeamt*innen, um die Bedrohung von Amtsve-
terinar*innen auszuschlieBen

4. Wechselnde Betreuungsbezirke, sogenannter ,Rotationszwang” bei Kontrollen,
fur Amtsveterinar*innen, um persdénliche Verbindungen mit Landwirt*innen zu
unterbinden

5. Deutliche Reduzierung von bloBen Verwarnungen mit dem Ziel einer
deutlichen Erhdéhung der Anzahl an BuBRgeldbescheiden und Strafverfahren bei
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A16NEU STARKUNG VON KONTROLLEN TIERHALTENDER BETRIEBE UND
KONSEQUENTER VOLLZUG BEI VERSTOSSEN GEGEN DAS TIERSCHUTZGESETZ

Verstollen gegen das TSchG

6. Schaffung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften und Schwerpunktdezernaten in
allen sieben Regierungsbezirken

7. Rechtliche, psychologische und ethische Schulung aller Beteiligten im
tier- schutzrechtlichen Kontrollapparat

8. Durchgehende Videolberwachung beim Schlachtbetrieb an allen Teilstationen
mit langerer Speicherung der Daten und Zuganglichkeit fiir unabhangige
Stellen und bestellte Tierschutzbeauftragte, sowie im Verdachtsfall
Tierschutzvereinen oder beauftragten Sachverstandigen

9. Uber den Einfluss in Land und Kommunen hinaus: Unterstiitzung aller
Initiativen auf Bundesebene zur Verankerung von Verstdlen gegen das
Tierschutzgesetz im Strafgesetzbuch, der Strafbarkeit des Versuchs und der
Strafverscharfung bei gewerbsmaligen VerstéRen sowie eine Anerkennung
massenhafter Verstd- Be gegen §17 TSchG als organisierte
Wirtschaftskriminalitat

Quellen:

https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/landwirtschaft-bei-verstoessen-gegen-
tierschutz-riskieren-bauern-wenig-1.4063138

https://www.zeit.de/wissen/umwelt/2012-06/schlachthof-toetung-bundesregierung

https://www.zeit.de/arbeit/2018-06/tierquaelerei-betriebe-missstaende-
wirtschaftsstrafrecht-interview

https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/einzel-studie-fast-alle-
schweine-haben-gelenk-und-klauen-probleme-9580301.html

https://albert-schweitzer-stiftung.de/aktuell/kleine-schlachthoefe-
fehlbetaeubungen

https://madoc.bib.uni-mannheim.de/44143/
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https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/landwirtschaft-bei-verstoessen-gegen-tierschutz-riskieren-bauern-wenig-1.4063138
https://www.zeit.de/wissen/umwelt/2012-06/schlachthof-toetung-bundesregierung
https://www.zeit.de/arbeit/2018-06/tierquaelerei-betriebe-missstaende-wirtschaftsstrafrecht-interview
https://www.zeit.de/arbeit/2018-06/tierquaelerei-betriebe-missstaende-wirtschaftsstrafrecht-interview
https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/einzel-studie-fast-alle-schweine-haben-gelenk-und-klauen-probleme-9580301.html
https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/einzel-studie-fast-alle-schweine-haben-gelenk-und-klauen-probleme-9580301.html
https://albert-schweitzer-stiftung.de/aktuell/kleine-schlachthoefe-fehlbetaeubungen
https://albert-schweitzer-stiftung.de/aktuell/kleine-schlachthoefe-fehlbetaeubungen
https://madoc.bib.uni-mannheim.de/44143/
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

A17NEU Freiwilligendienste jetzt starken!

Gremium: Landesausschuss
Beschlussdatum: 12.12.2020

Mehr als 90.000 Jugendliche und junge Erwachsene engagieren sich jedes Jahr im
Freiwilligen Sozialen (FSJ) oder Okologischen Jahr (F0J), im
Bundesfreiwilligendienst (BFD) oder in den internationalen, europaischen und
entwicklungspolitischen Freiwilligendiensten. Seit der Einflhrung der
Freiwilligendienste mit dem Freiwilligen Sozialen Jahr vor lber 50 Jahren wurden
Strukturen geschaffen, die fir junge Menschen abseits von lohnabhangigen
Beschaftigungsverhaltnissen Moglichkeiten schaffen, sich persénlich
weiterzuentwickeln und zu orientieren.

Die angebotenen Stellen fiir Freiwillige bieten vielfaltige Mdglichkeiten,
soziale und berufliche Kompetenzen zu erwerben und verschiedene soziale und
kulturelle Bereiche kennenzulernen. Neben beruflicher Qualifizierung liegt der
Fokus auf Personlichkeitsentwicklung, Identitatsbildung und Empowerment der
Freiwilligen. Dabei missen die Interessen und Bedirfnisse der Freiwilligen im
Vordergrund stehen.

Der Doppelcharakter von Bildungsjahr und Orientierungsjahr auf der einen Seite
und die Ubernahme von sozialer Verantwortung und gemeinwohlorientiertem Handeln
auf der anderen Seite machen somit den konzeptionellen Kern dieser
Freiwilligendienste aus.

Als BUNDNIS 90/DIE GRUNEN wollen wir allen jungen Menschen erméglichen, einen
Freiwilligendienst zu absolvieren. Um dieses Ziel zu erreichen, missen die
Freiwilligendienste an den Bedirfnissen der Jugendlichen und jungen Erwachsenen
orientiert zukunftsfahig aufgestellt werden. Dafiir sehen wir folgende
Leitplanken:

1. Einsatzstellen im Freiwilligendienst sind keine Arbeitsplatze!

Freiwillige diirfen nicht als billige Arbeitskrafte ausgenutzt werden. Wir setzen
uns flr die arbeitsmarktneutrale Umsetzung der Freiwilligendienste ein. Es gilt
zu verhindern, dass durch eine mangelhafte Arbeitsmarktneutralitat von
Freiwilligendiensten prekare Lohn- und Beschaftigungsverhaltnisse geschaffen
werden. Die Tatigkeiten dirfen nicht den Charakter eines klassischen
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A17NEU Freiwilligendienste jetzt starken!

Arbeitsverhaltnisses annehmen und nicht in Konkurrenz zu Arbeitsplatzen stehen.
Es muss auch sichergestellt werden, dass Freiwillige keine professionellen
Fachkrafte im pflegerischen, padagogischen und im sonstigen Bereich ersetzen.
Wir setzen uns dafir ein, den freiwilligen Charakter der Freiwilligendienste
deutlich herauszustellen. Junge Freiwillige bedirfen des besonderen Schutzes und
der besonderen Flirsorge. Arbeitszeiten und Einsatzstellen missen so ausgestaltet
werden, dass der Charakter der Freiwilligkeit gewahrt bleibt.

2. Personlichkeitsbildung darf kein Luxusgut sein!

Sinn und Zweck eines Jugendfreiwilligendienstes ist nicht der Tausch von
Arbeitskraft gegen Entgelt. Engagement erfolgt hier grundsatzlich ohne die
Erwartung einer angemessenen Arbeitsvergitung. Das Vollzeitengagement in
Jugendfreiwilligendiensten muss aber fiir junge Menschen unabhangig von ihrer
sozialen Herkunft méglich sein. Das ,Taschengeld” ist so zu bemessen, dass es
hierflir die notwendige Grundlage bieten kann, es darf nicht auf Hartz4-Beziige
der Eltern angerechnet werden. Zudem muss sichergestellt werden, dass
Freiwilligendienstleistende kostenlos den OPNV nutzen kénnen, um nicht durch
Kosten fir die Anfahrt und den Heimweg vom Einsatzort belastet zu werden.

3. Freiwilligendienste sind kein arbeitsmarktpolitisches Instrument!

Der BFD und die Jugendfreiwilligendienste sind nicht geeignet, jungen Menschen
als ,Ubergangslésung” mangels des gewiinschten Ausbildungs- oder Hochschulplatzes
angedient oder aufgedrangt zu werden. Freiwilligendienste missen ein Lern- und
Orientierungssangebot bleiben und missen deshalb weiter auf
Arbeitsmarktneutralitat angelegt bleiben. Bei der Weiterentwicklung des
Europaischen Freiwilligendienstes zum Europaischen Solidaritatskorps wurde
dieser Grundsatz allerdings verwassert. Diese Fehlentwicklung gilt es zu
korrigieren.

4. Selbstbestimmtes Lernen ermdglichen.

Die Freiwilligendienste sehen wir als Lern- und Orientierungsorte an. Die Lern-
und Orientierungsangebote missen an den Bedirfnissen der jungen Freiwilligen
ausgerichtet sein. Die Bildungsseminartage sind entsprechend der Bediirfnisse der
jungen Menschen lber die freien Trager zu organisieren. Freiwillige sollen —
sowohl in den Einsatzstellen, als auch bei Seminartagen — die Moglichkeit fir
Teilhabe und Mitbestimmung erhalten. So kénnen Freiwillige in ihrem
Freiwilligendienst Selbstwirksamkeit erfahren. Dadurch kann auch
gesellschaftliche und soziale Verantwortung befdrdert werden.

5. Kein Konkurrenzkampf auf dem Ricken der jungen Menschen!
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A17NEU Freiwilligendienste jetzt starken!

Die Prinzipien der Selbstorganisation von freien Tragern und die Subsidiaritat
der Zivilgesellschaft setzt eine gleichberechtigte Fdérderung in den
Freiwilligendiensten voraus. Solange die bisherigen unterschiedlichen
Férderansatze gelten, werden die aus der Zivilgesellschaft hervorgegangenen
Jugendfreiwilligendienste gegeniber dem Bundesfreiwilligendienst benachteiligt.
Deshalb gilt es, die Férderung aller nationalen Freiwilligendienste so
anzugleichen, dass sowohl den Tragern, den Einsatzstellen, wie den jungen
Interessent*innen an einem Freiwilligendienst auch unter Beriicksichtigung
0konomischer Gesichtspunkte eine wirklich freie Wahl méglich ist.

6. Die Marke ,Freiwilligendienst” nicht missbrauchen!

Die Bundeswehr bedient sich mit dem neu geschaffenen ,Freiwilligendienst im
Heimatschutz” des Renommees der etablierten Freiwilligendienste und untergrabt
damit deren Grundsatze wie eine zivilgesellschaftliche Tragerschaft und den
Fokus auf personliche Entwicklung und Orientierung junger Menschen, die in einer
militarischen Ausbildung zu kurz kommen. Wahrend Freiwilligendienstleistende
monatlich ca. 300 Euro Taschengeld erhalten, beziehen Dienstleistende des
»Freiwilligendienstes im Heimatschutz“ eine Vergitung von ca. 1.550 Euro —
freiwilliges Engagement lasst sich aber nicht mit einem Arbeitslohn vereinbaren.
Wir fordern die Bundesregierung deshalb auf, im Rahmen ihrer eigenen Aktivitaten
die Begrifflichkeit des Freiwilligendienstes nicht zu missbrauchen, um
Personalgewinnung fir die Bundeswehr zu betreiben.

7. Gesellschaftliches Engagement lasst sich nicht verordnen!

In den regelmaBig wiederkehrenden Diskussionen Uber eine Dienstpflicht fiir junge
Menschen wird immer wieder die Bedeutung fir das soziale Zusammenleben, die
Versorgung unterstitzungsbedirftiger Menschen und der sozialerzieherische Effekt
herausgestellt. Der Staat kann Engagement und Freiwilligendienste durch mehr
Anerkennung unterstitzen, aber der Weg zu mehr Solidaritat und Gemeinsinn fihrt
nur Uber Freiwilligkeit. Ein Pflichtdienst ist zudem keine passende Antwort auf
die Herausforderungen des Fachkraftemangels im Gesundheits- und Pflegebereich.
Die Freiwilligendienste dirfen hier nicht verzweckt werden. Ein Pflichtdienst
kann und darf kein Ersatz fiir professionelle Tatigkeiten in diesen Bereichen
sein. Deshalb wollen wir einen qualitativen Ausbau der Freiwilligendienste und
damit mehr jungen Menschen erméglichen, sich aus eigenem Antrieb und aus freien
Stlcken fir ein gesellschaftliches Engagement entscheiden zu kénnen Inklusion
muss deshalb in den Freiwilligendiensten in allen Dimensionen méglich gemacht
und entsprechend gefdrdert werden.



Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

FINEU verwendung des Uberschusses im laufenden Haushalt 2019

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

Der Uberschuss von 27.470,41 Euro wird wie folgt verwendet:

1. 7.470,41 Euro werden zur Auffillung des negativen Reinvermdégens verwendet.

2. 20.000 Euro werden in eine Riicklage fir UmbaumaBnahmen in der neuen LGS
gegeben.




Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

F2NEU Haushalt 2021

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

Den Beschluss "Haushalt 2021" konnt ihr hier herunterladen:

https://www.gruene-bayern.de/dateien/Beschluss Haushalt-2021.pdf



https://www.gruene-bayern.de/dateien/Beschluss_Haushalt-2021.pdf
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Antrag an den Digitalen Parteitag am 14.11.2020

WI1NEU wirtschaft in Bayern: nachhaltig und innovativ

Gremium: Digitaler Parteitag (LDK)
Beschlussdatum: 14.11.2020

Zahlreiche Unternehmen und Griinder*innen in Bayern sind schon auf dem Weg hin zu
zukunftsorientiertem Wirtschaften und den Arbeitsplatzen von morgen. Somit wird
deutlich: Die Art und Weise, wie wir produzieren, wirtschaften und arbeiten,
wird sich grundlegend verandern. Denn die Klimakrise, das fortschreitende
Artensterben und unsere Ubernutzung der Ressourcen, wachsende Ungleichheiten,
Investitionsstau und Missstande in der Care-Arbeit lassen ein ,Weiter so” nicht
zu. Die Corona-Pandemie hat es noch einmal deutlich gezeigt: Eine unzureichend
regulierte Marktwirtschaft fihrt zu fehlgeleiteten Profitoptimierungen, die die
Widerstandskraft unserer O6kologischen und sozialen Systeme schwachen und nur
wenigen dient.

Wir wollen eine Wirtschaft, die resilient ist und im Interesse der gesamten
Gesellschaft wirkt. Durch gezielte Innovation und Veranderung stemmen wir die
enormen Herausforderungen, vor denen Unternehmen und Gesellschaft stehen. Die
Chancen der Digitalisierung und Globalisierung gilt es zu nutzen. Dafiir wollen
wir GRUNE die Weichen stellen: Mit verbindlichen politischen Rahmenbedingungen,
die Nachhaltigkeit, Gerechtigkeit und Wohlstand in einer sozial-6kologischen
Marktwirtschaft vereinen.

Wir bayerische GRUNE wollen den notwendigen Umbau hin zu einem ékologischen,
gerechten und zukunftsorientierten Wirtschaften gestalten, um Bayern dadurch
krisenfest zu machen. Unser Ziel ist es, Arbeit und Wirtschaften am Standort
Bayern langfristig zu erhalten und ein gutes Leben fir alle innerhalb der
planetaren Grenzen zu ermdéglichen. Unseren Wohlstand sichern wir nur durch einen
O0kologischen Umbau der Wirtschaft, der zugleich die Achtung von Menschen- und
Arbeitsrechten sowie existenzsichernde, faire Lohne bei uns und weltweit zum
Ziel hat. Wohlstand heilRt fir uns: Wir erhalten unsere Lebensqualitat und die
Lebensgrundlagen fir kiinftige Generationen und achten deshalb darauf, dass alle
politischen MaBnahmen mit den Klimaschutzzielen von Paris sowie mit den Zielen
flir nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (SDGs) vereinbar sind.

Wir GRUNE wollen Bayern zum Pionierland fiir dkologische Innovationen machen. Mit
klaren Leitplanken geben wir den Unternehmen Planungssicherheit und zeigen den
Weg in die Wirtschaft mit Zukunft auf:
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WI1NEU Wirtschaft in Bayern: nachhaltig und innovativ

Wir Ubernehmen gemeinsam mit den gesellschaftlichen Akteur*innen Verantwortung.
Im Dialog mit Vertreter*innen von Industrie und Handwerk, Grinder*innen,
Gewerkschaften, Wissenschaft, (Weiter-)Bildung, Verbanden, NGOs und
interessierten Blirger*innen bringen wir — gemaB unserem Anspruch als
Blindnispartei - die Perspektiven verschiedener Interessensgruppen zusammen.

Die Corona-Krise hat den Handlungsdruck weiter erhéht: Der Wirtschaftseinbruch
war historisch, Millionen Menschen sorgen sich um ihre Arbeitsplatze und die
wirtschaftliche Zukunft Bayerns. Gleichzeitig macht die Klimakrise keine Pause.
Beide Krisen miissen gemeinsam bekampft werden. Alle politischen MaBnahmen missen
jetzt eine doppelte Rendite erzielen. Das bedeutet sie missen sowohl kurz- und
mittelfristig die Wirtschaft stitzen, als auch positive soziale und dkologische
Effekte erzielen. Wirtschafts- und finanzpolitische MaBnahmen missen Arbeit,
Einkommen und Wertschopfung sichern und zugleich sozialdkologisch wirken.
Politisches Handeln muss gerade jetzt wissenschaftliche und technische
Erkenntnisse fiir sozialen und 6kologischen Fortschritt nutzen.

Zukunftsfahiger Wohlstand

Grundlage fur den Wirtschaftsumbau ist es Wohlstand echt zu messen. Wohlstand
ist mehr als das Bruttoinlandsprodukt. Aktuell werden vor allem Umweltzerstdrung
oder unbezahlte Sorgearbeit nicht berlcksichtigt. Ein neuer
Jahreswohlstandsbericht soll neben 6konomischen auch dkologische, soziale und
gesellschaftliche Entwicklungen messen, etwa Uber den dkologischen FuBabdruck,
die Einkommensverteilung, die Artenvielfalt und einen Bildungsindex. Damit
werden Fehlentwicklungen besser sichtbar, Gesellschaft und Politik kénnen ihr
Handeln daran ausrichten. Auch &6ffentliche Unternehmen sollen ihren Beitrag zum
Gemeinwohl sichtbar machen.

Innovative und nachhaltige Standortentwicklung

Damit Bayern in Zukunft ein attraktiver Standort bleibt, braucht es

- eine konsequente Energie- und Warmewende

- eine funktionierende 6ffentliche Mobilitat

- einen digitalen Freistaat ,an jeder Milchkanne“
- eine lickenlose soziale Infrastruktur

- handlungsfahige Kommunen

- Fachkrafte und lebenslanges Lernen

e Standortfaktor Energie- und Warmewende

Zentraler Standortfaktor fir den Wirtschaftsstandort Bayern ist die Versorgung
mit 100 Prozent erneuerbarem Strom bis 2030 und ein treibhausgasneutraler
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Gebaudebestand bis 2040. Bayern muss seine Potenziale als Standort erneuerbarer
Energien nutzen und die Rahmenbedingungen fiir deren Ausbau und Speicherung sowie
flir Energieeffizienz verbessern. Die Windkraftverhinderung durch das 10H-Gesetz
wollen wir beenden. 100 Prozent erneuerbare Energien sind auch die Voraussetzung
flir die Produktion von echtem grinen Wasserstoff, den wir fir die
Dekarbonisierung der Industrie, des Schwerlast- oder des Flugverkehrs brauchen.

e Standortfaktor 6ffentliche Mobilitat

Gute Mobilitat ist sowohl ein wichtiger Standortfaktor fir Bayerns Unternehmen
als auch Voraussetzung fiir die Teilhabe aller Menschen an der Gesellschaft. Wir
GRUNE stehen fiir Mobilitatsangebote fiir alle in Stadt und Land, die
klimagerecht, nachhaltig, bezahlbar und barrierefrei sind. Wir brauchen einen
Kurswechsel in der Verkehrspolitik und eine Orientierung an den Zielen ,Verkehre
vermeiden, verlagern, verbessern und vernetzen“. Infrastruktur kann nicht l&nger
zuerst am Auto ausgerichtet werden. Investitionen in die Bahn und den OPNV
missen endlich Prioritat bekommen. Bayern braucht keine neuen Autobahnen und
Bundesstrafen, sondern muss den Sanierungsstau, gerade bei maroden Bricken,
angehen. Bayern braucht Mobilitat, als Flachenstaat vor allem im landlichen
Raum. Der Freistaat muss sich beim Bund dafir einsetzen, dass Engpasse im
Bahnnetz schnellstmdéglich beseitigt werden kdnnen und somit attraktive
Taktfahrplane nach dem Bayerntakt moglich sind. Wir investieren in die zligige
Elektrifizierung aller Bahnstrecken sowie den barrierefreien Ausbau der
Bahnhdfe.

e Standortfaktor digitaler Freistaat

Wir gestalten den Digitalen Wandel so, dass die Menschen in Bayern davon
profitieren und die Chancen einer Digitalisierung, die Datenschutz und
Privatsphare achtet, nutzen kénnen. Der Ausbau der digitalen Infrastrukturen als
wichtiger Standortfaktor muss viel starker als bisher forciert werden. Noch
immer haben nur 15,3 Prozent aller Haushalte in Bayern einen zukunftsfahigen
schnellen Internetanschluss. Wir GRUNE setzen uns dafiir ein, dass alle Betriebe
und Haushalte Zugang zu schnellem Internet via Glasfaser erhalten und
investieren jahrlich 250 Millionen Euro.

e Standortfaktor soziale Infrastruktur

Die soziale Infrastruktur im Freistaat ist Grundlage fir die Teilhabe aller
Menschen am Gesellschafts- und Wirtschaftsleben. Zusatzlich zu einem Umbau der
sozialen Sicherungssysteme auf Bundesebene muss das Land daher den sozialen
Zusammenhalt und die soziale Gerechtigkeit starken, indem es soziale
Infrastrukturen langfristig absichert. Das gilt fiir Kitas, Schulen und
Krankenhdauser sowie Einrichtungen wie Jugend- und Familienzentren,
Kulturzentren, Frauenhauser oder Begegnungsstatten. Auch bezahlbares,
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107 nachhaltiges Wohnen ist Teil der Daseinsvorsorge, daher wollen wir den
108 Mietwohnungsbau massiv ausweiten, Sozialwohnungen auf 40 Jahre binden sowie
109 kommunale Wohnungsgesellschaften fdérdern.

110 e Standortfaktor handlungsfahige Kommunen und gute o6ffentliche
111 Daseinsvorsorge

112 Kommunen kénnen vor Ort das Wirtschaftsleben nachhaltiger machen, sowohl mit
113 verantwortungsvoller Beschaffung, die sich verbindlich an 6kologischen, sozialen

114 und menschenrechtlichen Kriterien orientiert als auch mit einer rundum an
115 Nachhaltigkeit ausgerichteten Kommunalentwicklung, von der regenerativen Strom-
116 und Warmeerzeugung bis zur wohnortnahen Gesundheitsversorgung. Dafir missen die

117 Stadte und Gemeinden investieren kdnnen: Nur mit handlungsfahigen Kommunen wird
118 Bayern krisenfest und zukunftsfahig.

119 Viele Kommunen liberschreiten allerdings derzeit ihre Haushaltsgrenzen und auch
120 in den nachsten Jahren kommen aufgrund der Corona-Pandemie massive

121 Steuerausfalle auf sie zu. Aufgrund von struktureller Unterfinanzierung gab und
122 gibt es vielerorts einen groBen Investitionsstau. Bund und Lander missen deshalb
123 nicht nur kurzfristig die Gewerbesteuerausfalle aufgrund der Krise kompensieren,
124 sondern die Finanzierung der Kommunen dauerhaft umstellen und sie aus der

125 Abhangigkeit von Gewerbesteuereinnahmen befreien. AuBerdem dirfen sie den

126 Stadten und Gemeinden nicht immer neue Aufgaben zuweisen, ohne ihnen das nétige
127 Geld zur Verfligung zu stellen. In einem ersten Schritt stellen wir den Kommunen
128 100 Millionen Euro fiir Investitionen in die energetische Sanierung von Gebauden
129 zur Verfigung. Auch die Finanzierung der Landkreise und Bezirke, die von den

130 Umlagen ihrer Gebietskorperschaft abhangen, wollen wir auf feste Beine stellen.
131 Wir setzen uns weiterhin fur den Verzicht auf die Kofinanzierungspflicht bei

132 Forderprogrammen fiir einen klar begrenzten Zeitraum ein, damit Investitionen

133 nicht aufgrund der Pandemie aufgeschoben werden. Die Stadtebaufdrderung muss

134 deutlich erhoht werden.

135 Wir GRUNE fordern einen deutlich beschleunigten Ausbau aller E-Government-

136 Verfahren und der E-Verwaltung, damit Foérderungen schnell und digital beantragt
137 werden kdnnen. Alle neuen Gesetze auf Landesebene sollen vor Inkrafttreten einem
138 Praxis-Check unterzogen werden, um unverhdltnismaRfige birokratische Belastungen
139 zu verhinderten.

140 e Standortfaktor Fachkrafte und lebenslanges Lernen

141 Durch den 6kologischen Umbau der Wirtschaft sowie durch die Digitalisierung
142 werden neue Qualifikationen bendtigt, es entstehen aber auch neue Chancen fir
143 die Arbeitnehmer*innen in Bayern. Bayern muss vermehrt in die Fachkrafte der
144 Zukunft investieren und das Weiterbildungs- und Umschulungsangebot ausbauen.
145 Auch in Bayern muss es endlich, wie in fast allen anderen Bundeslandern, das
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146 Recht auf Bildungsurlaub geben. Als zentrale Anlaufstellen wollen wir

147 Bildungsagenturen schaffen und diese in der Nahe der Arbeitsagenturen ansiedeln,
148 um Férderung und Beratung aus einer Hand sicherzustellen. Indem wir im Bund die
149 Arbeitslosenversicherung zu einer Arbeitsversicherung umwandeln, schaffen wir
150 aullerdem ein Recht auf Weiterbildung und sichern Menschen in Weiterbildung

151 sozial ab.

152 e Starker und attraktiver landlicher Raum

153 Die griine Mobilitatsgarantie steht fiir bayernweit attraktive und in la&ndlichen
154 Regionen mindestens stiindliche Busverbindungen zwischen 5 und 24h. Attraktive

155 Angebote schaffen wir mit Verkehrsverbiinden in ganz Bayern. Mit 150 Millionen

156 Euro fir die Eisenbahninfrastruktur in Bayern férdern wir Zuschisse und

157 Verbiinde. Den flachendeckenden Ausbau der Radinfrastruktur wollen wir durch neue
158 Landesprogramme in H6he von mindestens 50 Millionen Euro férdern. Ebenso

159 notwendig sind Car- und Bike-Sharing-Angebote gerade auch in landlichen Raumen
160 und die Wiederinbetriebnahme von 18 stillgelegten Bahnnebenstrecken.

161 180.000 Haushalte haben noch immer keinen LTE-Mobilfunkempfang und nur 87

162 Prozent der Flache in Bayern sind gut mit Mobilfunk versorgt. Besonders viele

163 landliche Gegenden weisen Funklocher auf. Die schwarz-rote Bundesregierung und
164 der damals zustandige CSU-Minister Dobrindt haben es bei der

165 Frequenzversteigerung 2015 versaumt, eine flachendeckende Abdeckung zu fordern —
166 die Menschen in den landlichen Raumen missen diesen Fehler jetzt ausbaden. Die
167 Umsetzung des Bundesmobilfunkprogramms und damit der Mobilfunkausbau in

168 Funkl6chern muss jetzt endlich starten.

169 Die vielfaltigen kleinen und mittelstandischen Unternehmen (KMU) auch in

170 landlichen Raumen und das Handwerk sind wichtige Partner fir die sozial-

171 O0kologische Transformation.

172

173 Schnelle Hilfen fiir Unternehmen, Selbststandige und Freiberufler*innen in der
174 Corona-Pandemie

175 Die Corona-Pandemie verursacht eine existenzielle Krise fur viele Unternehmen,
176 Selbstandige und Freiberuflicher*innen. Branchen wie die Gastronomie, die

177 Kultur- und Veranstaltungswirtschaft, gerade auch bislang erfolgreiche

178 Unternehmen mit nachhaltigen und zukunftsorientierten Geschaftsmodellen, droht
179 ohne Unterstiitzung das Aus. Wir GRUNE wollen deshalb den von der zweiten Corona-
180 Welle besonders Betroffenen mit einem MalBnahmen-Paket schnellstméglich und

181 unblirokratisch helfen. Dazu fordern wir einen Schutzschirm fir die

182 Veranstaltungswirtschaft. Betroffene Soloselbstandige und

183 Kleinstunternehmer*innen wollen wir mit einem Unternehmer*innenlohn wirksam

184 unterstitzten, Selbststandige und Unternehmen mit einem erweiterten

185 Verlustausfall und einer fairen Lastenaufteilung bei Gewerbemieten grdéBere

186 Liquiditatsspielraume ermoglichen.
187
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Soloselbstandige, kleine und mittlere Unternehmen, die trotz eines tragfahigen
Geschaftsmodells wegen der Einschrankungen durch die Pandemiebekampfung
zahlungsunfahig zu werden drohen, brauchen ein einfaches vorinsolvenzliches
Sanierungsverfahren, um mit Glaubigern Regelungen zu finden, die die Fortfihrung
des Betriebs und den Erhalt der Arbeitsplatze erméglichen. Analog zur
Unterstitzung von Privatpersonen durch Schuldnerberatungsstellen brauchen auch
KMU eine Unterstitzung bei einem solchen Verfahren. Wir wollen diesen
Selbstandigen und Unternehmen fir dieses Verfahren Expert*innen zur Seite
stellen und die Verfahrenskosten bei Corona-bedingter, drohender
Zahlungsunfahigkeit staatlich mitfinanzieren

Von zentraler Bedeutung fir betroffene Unternehmen ist eine gréftmdgliche
Planungssicherheit in den kommenden Wintermonaten, auf der Grundlage unseres
aktuellen Kenntnisstandes zum Infektionsschutz. Es braucht eine deutliche
Ausweitung der Kapazitat von Schnelltests, um wirtschaftliches Leben ohne
Ansteckungsrisiko zu ermdglichen. Nur wenn Bund und Freistaat wirklich an einem
Strang ziehen, wird es gelingen, die dringend ndtigen Hilfen schnellstméglich
umzusetzen und nachvollziehbare, funktionierende und transparente
Rahmenbedingungen fir Unternehmen in den nachsten Monaten zu setzen.Ihnen
gebihrt zielgerichtete Unterstitzung, wo sie sie am meisten brauchen.
Unblirokratisch und individuell.

Wir Grine unterstitzen innovative Projekte, wie z.B. dezentrale Co-Working-
Raume, die professionelle Arbeitsumgebungen im landlichen Raum schaffen und den
Pendeldruck von StraBe und Schiene nehmen. Gleichzeitig behalten wir
Veranderungen im Auge, die auf die Peripherie der GroRstadte und den landlichen
Raum zukommen, auf die sie derzeit nicht eingestellt sind. Dazu gehdrt z.B. die
Begleitung des Aufbaus der Infrastruktur im landlichen Raum.

Unternehmen beim 6kologisch-sozialen Umbau unterstiitzen und nachhaltige
Unternehmen starken

Unternehmer*innen sind zentrale Mitgestalter*innen der sozial-dkologischen
Transformation. Leistungsstarke bayerische Branchen, wie die Fahrzeugindustrie,
Elektrotechnik und Maschinenbau, sowie energieintensive Industrien wie die
Chemie- und Zementindustrie sind Schliisselbranchen fiir den Wandel hin zu einer
klimaneutralen Zukunft. Wir wollen sie beim Umbau unterstitzen und Bayern als
innovativen und nachhaltigen Wirtschaftsstandort starken, mit vielfaltigen
kleinen und mittelstandischen Unternehmen, zukunftsfahiger Industrie und
Neugrindungen in Technologien von Morgen. Denn zukunftsfest kann Bayern als Land
mit einer hochindustrialisierten Wirtschaftsstruktur nur sein, wenn diese
nachhaltig ist. Unternehmen brauchen Planungssicherheit. Wir geben sie ihnen,
indem wir verlassliche Leitplanken schaffen. Die Wirtschaftsférderung wollen wir
an den Kriterien der sozial-o0kologischen Transformation ausrichten, damit
kiinftige Wertschopfung mit 6kologischem und sozialem Mehrwert verknipft wird. Im
Sinne eines neuen Wohlstandsbegriffs sollen Unternehmen, die aktiv zum
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Gemeinwohl beitragen, besondere Aufmerksamkeit und Unterstitzung durch den
Freistaat erfahren. Denn es sind diese Unternehmen, die die Wirtschaft
krisenfester, klimabewusster und sozialer machen.

e Den Umbau in kleinen und mittleren Unternehmen férdern

Wir wollen MaBnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz sowie fir eine
verbesserte Kreislaufwirtschaft durch Best Practice-Beispiele und Wettbewerbe
fordern. Wir GRUNE fordern eine Landesstrategie fiir Ressourceneffizienz, um die
Unternehmen bestmdéglich zu unterstitzen. Mit einem 6kologischen
Transformationsfonds mit einem Volumen von 300 Millionen Euro starken wir
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU) bei Investitionen in
Zukunftstechnologien. Unternehmer*innen und KMUs erhalten konkrete Beratung
darin, ihre Geschafts- und Produktionsprozesse nach bewahrten
Nachhaltigkeitsbewertungen zu Uberprifen und zu verbessern. Der Freistaat
etabliert geeignete FOorderprogramme zur Nachhaltigkeitsberatung fir kleine und
mittelstandische Unternehmen. Wir beflirworten eine transparente Dokumentation
aller MaBnahmen, die ein Unternehmen in Richtung Nachhaltigkeit unternimmt.
Match-Making-Dienste fir Unternehmer*innen kdnnen helfen, Geschaftspartner*innen
entlang einer nachhaltigen Wertschépfungskette zu finden.

e Fahrzeugindustrie weiterentwickeln

Besonders in der Fahrzeugindustrie kénnen so der Umstieg auf die Produktion
sauberer batterieelektrischer Autos gemeistert und Arbeitsplatze erhalten
werden. Wir setzen uns auBerdem fiir eine bayerische griine Wasserstoffstrategie
im Einklang mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien ein, die auf schwere
Nutzfahrzeuge, Luftfahrt oder industrielle Prozesse ausgerichtet ist, und setzen
so die richtigen Anreize filir gezielte Innovationen mit hohem Wirkungsgrad.

e Digitale und 6kologische Transformation zusammen denken

Fir Unternehmen erd6ffnet der digitale Wandel neue Geschaftsfelder und bietet
enorme Chancen, um den Ressourcen- und Materialverbrauch zu verringern. Die
Digitalisierung fihrt zwar keinesfalls automatisch zu nachhaltigen
Geschaftsmodellen und Produktionsverfahren, kann aber, die passenden
Rahmenbedingungen vorausgesetzt, einen erheblichen Innovations- und
Modernisierungsschub erméglichen. Wir fordern, dass der Freistaat diese
Entwicklung aktiv unterstitzt und den Zugang zu seinen Daten mittels
konsequentem Einsatz von Open Data und Open Government erleichtert. Davon
profitieren insbesondere kleine und mittlere Unternehmen und nicht die
Digitalgiganten aus USA und China.

e Tourismus naturvertraglich und nachhaltig ausrichten

Seite 7/ 12



269
270
271
272
273
274
275
276

277

286
287
288
289
290
291
292

293

294
295
296
297
298
299
300

307

WI1NEU Wirtschaft in Bayern: nachhaltig und innovativ

Der Tourismus ist ein bedeutender Wirtschaftszweig in Bayern und beschaftigt
sowohl im landlichen Raum als auch in Metropolen liber eine halbe Million
Menschen. Wir GRUNE setzen uns fiir einen nachhaltigen Tourismus ein, der die
Bedlrfnisse von Mensch und Natur genauso verbindet, wie die von Besucher*innen
und Einheimischen. Mit gezieltem Marketing, wirksamer Lenkung der Besucher*innen
sowie attraktiven Wander- und Radwegen kann das gelingen. Bayern ist vielfaltig
und birgt viel mehr touristisches Potenzial als nur das der Tourismushotspots.
Wir unterstiitzen deshalb auch andere Regionen dabei, attraktive Angebote zu
schaffen, diese zu kommunizieren und gut und per OPNV erreichbar zu sein.

¢ Energiewende-Unternehmen entfesseln und unterstiitzen

Die regionale erneuerbare Energiewirtschaft wie auch das Baugewerbe und das
Handwerk wollen wir mit einem klaren Bekenntnis zur Energiewende und rechtlich
verbindlichen Zielen zur Verminderung des C02-AusstoBes unterstitzen und ihnen
die Planungssicherheit geben, auf die sie bis heute vergeblich warten. Mit
starken Unternehmen im Bereich der Zukunftstechnologien der Energiewende
schaffen wir neue Arbeitsplatze und starken die regionale Wertschopfung. Groles
Auftragsvolumen entsteht, wenn der Ausbau der Windenergie in Bayern wieder
aufgenommen wird, sukzessive fiir Neu- und Bestandsbauten Solarthermie und
Photovoltaik vorgeschrieben werden, das Bauen mit nachhaltigen Baustoffen
vorangebracht und neue fossile Gebaudeheizungen zligig untersagt werden. Es
missen Anreize geschaffen werden fiir Birgerenergieprojekte, fir den
Eigenverbrauch von selbstgenutztem Strom insbesondere auch im Gewerbebereich und
flir die energetische Sanierung unserer Gebaude. Im Warmebereich muss die
Sanierungsquote vervierfacht werden. Der Freistaat muss hier klare Vorgaben ilber
ein Warmegesetz erarbeiten.

e Vielfaltige Kultur- und Kreativwirtschaft erhalten

Bayern ist Technologie- und Exportstandort, aber weit mehr als das. Gerade fir
die regionale Wirtschaft spielen viele Selbstandige und Kleinunternehmer*innen
eine entscheidende Rolle. So tragen die Kultur- und Kreativwirtschaft zu einem
erheblichen Teil zu Bayerns Wohlstand bei: als sogenannte wichtige weiche
Standortfaktoren ebenso wie als bedeutende Wirtschaftsbranchen. Zudem fdérdern
sie den wichtigen gesellschaftlichen Dialog lber soziale und 6kologische
Gerechtigkeit. Bayerns Kulturszene ist vielfaltig; diese Vielfalt gilt es, zu
erhalten. Das Land muss Kultureinrichtungen finanziell und strukturell
absichern, in urbanen wie in landlichen Raumen. Kultur lauft Gefahr in der
Pandemie Einsparungen zum Opfer zu fallen. Wir sehen sie dagegen als
Pflichtaufgabe der Kommunen an. Im Bund treten wir fiir ein Uberbriickungsprogramm
flir die Veranstaltungsbranche und ein rickwirkendes Existenzgeld in Hdhe von
1200€ fir Soloselbststandige ein.

e Regionale Wertschopfung und Ressourcenwende foérdern
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308 Regionale Wirtschaftskreisldufe und lokale Lieferketten wollen wir starken. Auch
309 digitale und nachhaltige Geschaftsmodelle mit regionalem Bezug wollen wir

310 fordern, wie beispielsweise digitale Dorfladen. Wirtschaftsférderung 4.0 muss

311 mehr auf kooperative, regionale Wirtschaftsformen setzen, um Arbeitsplatze vor
312 Ort zu sichern sowie die wirtschaftliche und soziale Resilienz zu starken. Die
313 Méglichkeit, regionale Bezahlmittel zu etablieren, wollen wir bekannter machen.

314 Um die Ressourcenwende zu erreichen, sind reparierbare und recycle-fahige

315 Produkte sowie eine effiziente Kreislaufwirtschaft entscheidende Stellschrauben.
316 Wir missen nachhaltige Formen des Wirtschaftens etablieren und den Wohlstand vom
317 Ressourcenverbrauch entkoppeln. Wir unterstitzen eine freiwillige

318 Selbstverpflichtung von Unternehmen, nicht mehr Ressourcen als im Vorjahr zu

319 verbrauchen und férdern ausdricklich eine Senkung des Ressourcenverbrauchs durch
320 geeignete Anreize. Wir wirken z.B. auf den zustandigen Ebenen darauf hin, dass
321 Kosten fiir Reparaturen steuerlich begiinstigt werden.

322 Kreislaufwirtschaft beginnt beim Produktdesign. Der Freistaat muss Unternehmen
323 fordern, die an der Forschung und Entwicklung kreislauffahiger Produkte

324 arbeiten. Wir unterstiitzen die Verlangerung der Produktlebensdauer durch

325 professionelle Refurbisher.

326 o Okologisch-soziales Landesvergabegesetz schaffen

327 Wir brauchen die verbesserte Beteiligung von kleinen und mittelstandischen

328 Unternehmen sowie Startups bei 6ffentlichen Auftrdgen. Wir GRUNE fordern fiir
329 Bayern endlich ein eigenes Landesvergabegesetz. Damit sorgen wir fir gerechte
330 Ldohne, faire Lieferketten und dkologische Vergabekriterien.

331 e Griindungen und Startups fordern

332 Startups und Grindungen sind wichtige Treiber wirtschaftlicher und sozial-

333 O0kologischer Innovation. Férderung sollte insbesondere auf Grindungen und

334 Startups zielen, die sich auf dkologische Nachhaltigkeit, soziale Fairness und
335 am Wirtschaften im Sinne des Gemeinwohls ausrichten. Den Férderdschungel wollen
336 wir Ubersichtlich gestalten und Grindungszentren zu dezentralen

337 Beratungsagenturen ausbauen. Auferdem werden wir eine Soziale

338 Innovationsstrategie entwickeln.

339 Der Frauenanteil an Grindungen und Startups ist mit rund 15 Prozent bundesweit
340 deutlich zu niedrig. Mit einem bayerischen Grinderinnenzentrum erleichtern wir
341 Frauen das Griinden. AuBerdem unterstitzen wir Migrant*innen bei der

342 Unternehmensgrindung durch ein spezifisches Beratungsangebot und erhdhen deren
343 Sichtbarkeit durch einen bayerischen Preis fir Unternehmen von Migrant*innen.
344 Ein Teil der Grindungsfdrderung soll zudem besonders soziale Innovationen und
345 den Gedanken der Sharing Economy unterstitzen. Durch weniger Blrokratie fiir

346 alternative Rechtsformen wie Genossenschaften oder Unternehmen in
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347 Verantwortungseigentum und die Anerkennung als gleichwertige Rechtsform regen
348 wir eine Grindungswelle an. Startups und lokale mittelstandische Betriebe wollen
349 wir noch besser vernetzen und die Clusterfdrderung darauf ausrichten.

350 Arbeit mit Zukunft

351 Wir brauchen verlassliche Rahmenbedingungen, die die Rechte von Beschaftigten
352 schitzen. In allen Branchen setzen wir uns fiir faire und auskdmmliche

353 Arbeitsverhaltnisse sowie einen ein armutsfesten Mindestlohn ein. Gute Arbeit
354 und gute Arbeitsbedingungen, wie flexible Vollzeit zwischen 30 und 40

355 Wochenarbeitsstunden, und betriebliche Mitbestimmung sind wichtige Grundlagen
356 flir das Funktionieren der sozial-dkologischen Transformation. Fiir Gerechtigkeit
357 sorgt ein starkes soziales Sicherungssystem, das Selbstbestimmung gewahrleistet
358 und Armut verhindert. Mit der Einfiihrung von Teilzeitausbildungen oder

359 assistierten Ausbildungen wollen wir in Bayern benachteiligte Gruppen wie

360 Alleinerziehende oder Menschen mit psychischen Erkrankungen mehr Chancen auf dem
361 Arbeitsmarkt erdffnen. Zur Verbesserung des Ausgleichs zwischen Familie und

362 Beruf setzen wir uns fir einen Anspruch auf Homeoffice ein, soweit es

363 betrieblich mdéglich ist. Wir wollen gleiche Karrierechancen und eine faire

364 Entlohnung fir Frauen.

365 Gerechte und nachhaltige Staatsfinanzierung

366 Wir GRUNE stehen fiir eine gerechte und nachhaltige Finanzierung staatlicher

367 Haushalte. Daflir sind Kredite mit langen Tilgungszeitraumen notwendig. Ein zu
368 schneller Einstieg in eine restriktive Tilgung wiirde die wirtschaftliche

369 Erholung und somit die Handlungsspielraume des Landes fir wichtige

370 Zukunftsinvestitionen gefahrden. Gleichzeitig haben wir aber auch die kinftigen
371 Generationen im Blick und nutzen die notwendige Schuldenaufnahme, um gezielt in
372 unsere Infrastruktur zu investieren. Deshalb wollen wir die Schuldenbremse

373 reformieren und es erméglichen Investitionen besser zu beriicksichtigen. Denn

374 Generationengerechtigkeit bedeutet auch, eine intakte Infrastruktur zu

375 hinterlassen.

376 Eine vollstandige Verlagerung der Krisenkosten auf die nachsten Generationen
377 lehnen wir allerdings ab. Stattdessen missen sehr hohe Einkommen und hohe

378 Vermégen ihren Anteil beitragen. Hierfir ist eine Reform der Einkommenssteuer
379 sowie der Erbschaftssteuer auf Bundesebene dringend geboten. Auf europaischer
380 Ebene streben wir eine Finanztransaktionssteuer an, die alle Transaktion

381 besteuert und damit ihren Namen auch verdient.

382 Wahrend insbesondere viele Mittelstandler und der Einzelhandel in den

383 Innenstadten unter der Krise leiden, machen grolle Digitalkonzerne riesige

384 Gewinne. Zugleich zahlen sie weniger Steuern als vergleichbare traditionelle
385 Unternehmen. Deshalb ist jetzt der richtige Zeitpunkt, diesen
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386 Wettbewerbsnachteil zu beseitigen und die europaische Digitalsteuer nicht langer
387 zu blockieren.

388 Aber auch eine okologische Steuerreform hat enormes Potenzial, um einerseits die
389 Krisenkosten zu schultern und andererseits den Wirtschaftsumbau voranzutreiben.

390 Umweltschadliche Subventionen wie das Diesel- oder das Dienstwagenprivileg

391 missen schnell und konsequent abgeschafft werden. Ein wirksamer C02-Preis ist

392 unabdingbar, denn Preise missen die 6kologische Wirklichkeit widerspiegeln. Wir

393 wollen die Einnahmen aus der C02-Bepreisung zur Senkung des Strompreises

394 verwenden. Vom Wettstreit um die beste 6kologische LOsung profitieren

395 Verbraucher*innen durch langlebige Gerate und niedrige Stromrechnungen.

396 Wir GRUNE wollen Divestment vorantreiben und nachhaltig investieren. Wer Geld
397 anlegt, kann Einfluss nehmen - und das Geld aus klimaschadlichen

398 Geschaftsmodellen abziehen. So fdérdern wir Investitionen in die Zukunft.

399 Unternehmen sollten in ihren Jahresberichten ihre Klimarisiken offenlegen. Der
400 Freistaat Bayern und die Kommunen sollten Vorbild sein und ihre Geldanlagen in
401 nachhaltige Anlagen statt in klimaschadliche Kohle investieren.

402 Europaische und internationale Zusammenarbeit

403 Bayerns Wirtschaft macht an den Grenzen des Freistaats nicht halt.Wenige

404 Regionen profitieren so sehr vom europdischen Binnenmarkt wie Bayern mit seiner
405 exportstarken Wirtschaft. Die europaische Einigung weiter zu festigen und zu

406 vertiefen, muss deshalb auch fiir die bayerische Staatsregierung oberste

407 Prioritat haben.Der dkologisch-soziale Umbau der Wirtschaft ist eine globale

408 Herausforderung.Unser Kompass auf den Weg dorthin sind die Nachhaltigkeitsziele
409 der UN und das Klimaabkommen von Paris, die wir auch fur internationale Handels-
410 und Wirtschaftspolitik einfordern. Deshalb setzen wir uns fir internationale und
411 europaische Rahmenbedingungen ein. Der Beschluss zur Reduzierung der C02-

412 Emmissionen der Europaischen Union um 60 Prozent bis zum Jahr 2030 ist ein

413 groRer GRUNER Erfolg. Wir setzen uns weiter fir eine Reduzierung der C02-

414 Emmissionen der EU um 65 Prozent bis zum Jahr 2030 ein. Die Klimaneutralitat der
415 EU bis 2050 ist fir uns ein zentrales Ziel und Auftrag zu konsequentem Handeln
416 in der Landespolitik — zum Vorteil fiir Bayern und ganz Europa. Klimafreundliche
417 und ressourcenschonende Produktionsweisen werden immer starker nachgefragt und
418 haben das Potential, sich zu einem echten europaischen Standortvorteil zu

419 entwickeln. Ambitionierte Klimaziele fordern die Industrie auf, zukinftige

420 Investitionen nachhaltig zu planen und erméglichen Unternehmen in Europa

421 Planungs- und Investitionssicherheit, damit auch langfristig ihre

422 Wettbewerbsfahigkeit gesichert ist. Wir machen mindestens die Einhaltung des

423 Pariser Klimaschutzabkommens, die vOlkerrechtlich verbrieften Menschenrechte und
424 die ILO-Kernarbeitsnormen zu festen und einklagbaren Bestandteilen dieser

425 Abkommen. Wir unterstitzen regionale Wertschdopfung und den regionalen Handel.

426 Unternehmen tragen eine gesellschaftliche Verantwortung. Um Umwelt- und
427
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Sozialstandards sicherzustellen und Transparenz zu erreichen, gilt es
Sorgfaltspflichten auf nationaler wie internationaler Ebene mit einem wirksamen
Lieferkettengesetz zu verankern, Sanktionen und Haftung bei VerstdéBen
festzuschreiben sowie positive Anreize fiir vorbildliche Unternehmen zu setzen.
Die Ziele fiur nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (SDGs) bilden den
Kompass unserer internationalen Wirtschafts- und Handelspolitik.

Seite 12/ 12


http://www.tcpdf.org

	A2NEU: Immer besser statt immer mehr: Reisen nachhaltig machen
	A3NEU: Finanzkriminalität endlich einen Riegel vorschieben: Wirecard-Skandal auch in Bayern konsequent aufklären
	A4NEU: Der Standort Bayern braucht eine High Tech-Offensive - aber nicht ohne Nachhaltigkeitsorientierung
	A5NEU: Die Grünen fördern Wissenschaft als Fundament evidenzbasierter Politik und demokratischer Streitkultur
	A6NEU: Unseren Kindern gehört die Zukunft – sie haben ein Recht darauf, sie mitzugestalten!
	A7NEU: Queer im Sport - Mehr Diversity und Akzeptanz von LSBTIQ im Sport
	A10NEU: Bayerische Autozulieferregionen retten – Jetzt die Jobs von morgen schaffen!
	A11NEU: Wählen mit 16 -auch in Bayern. Wahlalter endlich senken.
	A12NEU: Zugang zum Recht für alle!
	A13NEU: Arbeitsgruppe Vielfältige Partei
	A14NEU: Transparenz, Mitbestimmung, Chancengerechtigkeit - Für ein zukunftsweisendes Hochschulrecht in Bayern
	A15NEU: Für eine geschlechtergerechte Darstellung von Weiblichkeit in den Medien
	A16NEU: STÄRKUNG VON KONTROLLEN TIERHALTENDER BETRIEBE  UND KONSEQUENTER VOLLZUG BEI VERSTÖSSEN GEGEN  DAS TIERSCHUTZGESETZ
	A17NEU: Freiwilligendienste jetzt stärken!
	F1NEU: Verwendung des Überschusses im laufenden Haushalt 2019
	F2NEU: Haushalt 2021
	W1NEU: Wirtschaft in Bayern: nachhaltig und innovativ

